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AsylG 2005 810 Abs1

AsylG 2005 83 Abs1

AsylG 2005 88 Abs1

EMRK Art8

. AsylG 2005 § 10 heute

—_

2. AsylG 2005 § 10 gtiltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

4. AsylG 2005 § 10 glltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

5. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

6. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

7. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011

8. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009

9. AsylG 2005 § 10 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
10. AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
11. AsylG 2005 & 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007

1. AsylG 2005 § 3 heute

2. AsylG 2005 § 3 gliltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 3 gultig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016

4. AsylG 2005 § 3 gultig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

5. AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

6. AsylG 2005 § 3 gltig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

1. AsylG 2005 § 8 heute

2. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.03.2027 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 63/2025

3. AsylG 2005 § 8 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

4. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 145/2017

5. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 84/2017

6. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

7. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 87/2012

8. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.01.2010 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009

9. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.01.2006 bis 31.12.2009
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1. EMRK Art. 8 heute
2. EMRK Art. 8 giltig ab 01.05.2004

Spruch
E12 423.664-1/2012-6E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. ZOPF als Vorsitzende und den Richter Dr. STEININGER als Beisitzer Gber
die Beschwerde der XXXX, StA. Armenien, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 14.12.2011, ZI. 11 07.809-BAl,
in nicht 6ffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. ZOPF als Vorsitzende und
den Richter Dr. STEININGER als Beisitzer Gber die Beschwerde der romisch 40, StA. Armenien, gegen den Bescheid des
Bundesasylamtes vom 14.12.2011, ZI. 11 07.809-BAl, in nicht 6ffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemal? 88 3, 8 Abs 1 Z 1 und 10 Abs. 1 Z. 2 Asylgesetz 2005BGBI | 2005/100 idgF, als
unbegrindet abgewiesen.Die Beschwerde wird gemal3 Paragraphen 3, 8, Absatz eins, Ziffer eins und 10 Absatz eins,
Ziffer 2, Asylgesetz 2005, BGBI romisch eins 2005/100 idgF, als unbegriindet abgewiesen.

Text
Entscheidungsgrinde:

I. Der Asylgerichtshof nimmt den nachfolgenden Sachverhalt als erwiesen anrémisch eins. Der Asylgerichtshof nimmt
den nachfolgenden Sachverhalt als erwiesen an:

Bisheriger Verfahrenshergang

Die Beschwerdeflhrerin (im Folgenden auch: BF), eine Staatsangehorige von Armenien, stellte am 25.7.2011 beim
Bundesasylamt (BAA) einen Antrag auf internationalen Schutz. Dazu wurde sie am selben Tag erstbefragt (AS 13f) und
zu den im Akt ersichtlichen Daten von einem Organwalter des BAA am 28.11.2011 (AS 67f) niederschriftlich
einvernommen. Der Verlauf der Einvernahmen ist im angefochtenen Bescheid im Wesentlichen wieder gegeben,

weshalb an dieser Stelle hierauf verwiesen wird.

Als Begriindung fur das Verlassen des Herkunftsstaates brachte die BF im erstinstanzlichen Verfahren im Wesentlichen
vor, sie habe vermutlich am 14.7.2011 einen Mord beobachtet. Bei ihrer Befragung im Polizeigebdude habe sie einen
der 3 Tater, der nunmehr in Polizeiuniform auftrat, wieder erkannt. Dies habe sie den beiden Polizisten, die sie
befragten, mitgeteilt. Diese hatten alles protokolliert. Dann habe einer der beiden Polizisten den Raum verlassen. Als
er zurickkam, habe er zur BF gesagt, dass er ihr nicht glaube. Noch in der Nacht desselben Tages seien 3 maskierte
Manner zu ihr und ihren Eltern nach Hause gekommen, hdtten ihren Vater geschlagen und nach ihr gefragt. Sie sei
durch das Fenster gefllichtet und habe sich 2 Stunden auf der Strasse versteckt. Als sie ins Haus zurtickkam, seien die
3 Manner weg gewesen. lhr blutuberstrdmter Vater habe ihr erzahlt, dass die Manner mit ihrer Ermordung gedroht
hatten, wirde sie der Vater nicht auBer Landes schaffen. AnschlieBend sei sie 3 Tage bei einer Tante und 3 Tage bei
einem Freund ihres Vaters gewesen, bis sie ausreisen konnte. 1 Monat nach ihrer Ausreise seien die Manner noch

einmal bei ihren Eltern gewesen.

Der Antrag der BF auf internationalen Schutz wurde folglich mit Bescheid des BAA vom 14.12.2011 gemal3§ 3 Absatz 1
AsylG 2005 abgewiesen und der Status einer Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt I.). Gem.§ 8 Absatz 1 Z 1
AsylG 2005 wurde der Status der subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Armenien nicht
zugesprochen (Spruchpunkt II.). Gemal3 8 10 Absatz 1 Z. 2 AsylG 2005 wurde die Ausweisung aus dem Osterreichischen
Bundesgebiet nach Armenien verflgt (Spruchpunkt Ill.).Der Antrag der BF auf internationalen Schutz wurde folglich mit
Bescheid des BAA vom 14.12.2011 gemal? Paragraph 3, Absatz 1 AsylG 2005 abgewiesen und der Status einer
Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt rémisch eins.). Gem. Paragraph 8, Absatz 1 Ziffer eins, AsylG 2005
wurde der Status der subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Armenien nicht zugesprochen
(Spruchpunkt rémisch zwei.). Gemal Paragraph 10, Absatz 1 Ziffer 2, AsylG 2005 wurde die Ausweisung aus dem
Osterreichischen Bundesgebiet nach Armenien verflgt (Spruchpunkt rémisch drei.).

Im Rahmen der Beweiswlrdigung erachtete die belangte Behorde das Vorbringen der BF zu ihrem Fluchtgrund als
nicht glaubhaft. Im Fall der BF sei es offensichtlich, dass sie mit ihrem Vorbringen asylzweckbezogen agierte. Die BF
habe sowohl bei der Erstbefragung als auch bei ihrer niederschriftlichen Einvernahme nahezu idente Angaben
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gemacht. Jeglichen Fragen in die Tiefe sei sie allerdings ausgewichen: "Mein Vater erzahlte mir, dass es sich beim
Ermordeten um den Bruder eines Staatsanwaltes handelte. Ich weild weder den Namen des Toten noch jenen des
Staatsanwaltes. Ich weil3 nicht, zu welcher Polizeistation ich gebracht wurde, um meine Aussage zu machen. In der
gleichen Nacht brachte mich ein Freund meines Vaters zu meiner Tante in ein Dorf. Ich kenne den Namen des Dorfes
nicht."

Aufgrund der duf3erst vagen, pauschalen und in sich nicht stimmigen Angaben kénne es nicht Sache der Behorde sein,
die vagen Andeutungen insoweit durch Schlussfolgerungen vor dem Hintergrund der Landerfeststellungen zu
erganzen, um zu einem konkreten, schllssigen asylrelevanten Sachverhalt zu gelangen. Die BF habe angegeben, dass
ihr ihr Vater erzahlt habe, die 3 Maskierten hatten mit ihrer Ermordung gedroht, hatte sie das land nicht verlassen.
Diese Art von Drohung sei zwar nicht grundsatzlich ausgeschlossen, aber nach der langjahrigen Berufserfahrung des
Referenten doch hochst unwahrscheinlich. Ein weiteres Indiz flr die Unglaubwirdigkeit der BF sei die Tatsache, dass
die BF einer Erhebung vor Ort unter Wahrung ihrer Identitat, eventuell unter Beiziehung der &sterreichischen
Botschaft oder eines Vertrauensanwaltes nicht zugestimmt habe. Die Begriindung, dass sie Angst um ihr Leben habe,
sei nicht schliissig, weil sie sich in Osterreich in einem sicheren Land befinde und auRerdem ihre Angehérigen laut
ihren eigenen Angaben ohne Probleme in der Heimat lebten.

Zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage in Armenien traf das Bundesasylamt unter anderem ausfuhrliche
Feststellungen zur allgemeinen Sicherheitslage, Menschenrechten, Rechtschutz und Riickkehrsituation.

Rechtlich flhrte das Bundesasylamt aus, dass dem Vorbringen zu den behaupteten Fluchtgrinden die
Glaubwiurdigkeit abzusprechen war, weshalb die Glaubhaftmachung eines Asylgrundes von vornherein
ausgeschlossen werden koénne. Zu ihrer individuellen Situation bzw. der allgemeinen Lage in Armenien werde
festgestellt, dass sich weder aus dem Vorbringen, noch aus dem Amtswissen ableiten liel3e, dass sie in Armenien der
Gefahr einer asylrelevanten Verfolgung ausgesetzt sei.

Zu Spruchpunkt Il wurde ausgefiihrt, das das Bestehen einer Gefdhrdungssituation iSd8 50 FPG bereits unter
Spruchpunkt | geprift und verneint worden sei. Es kdnne keinesfalls davon ausgegangen werden, dass sie schon
aufgrund der allgemeinen Situation in ihrem Heimatland im Falle einer Ruckkehr in eine ausweglose Lage gedrangt
werden kdénne, welche ihr eine Ruckkehr nach Armenien unzumutbar erscheinen lassen kénnte. Unter
Berucksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen wirden sich keine Hinweise auf das Vorliegen eines Sachverhaltes
ergeben, welcher gemal} § 8 AsylG zur Gewahrung von subsididrem Schutz fihren wiirdeZu Spruchpunkt rémisch zwei
wurde ausgefuhrt, das das Bestehen einer Gefahrdungssituation iSd Paragraph 50, FPG bereits unter Spruchpunkt
réomisch eins gepruft und verneint worden sei. Es kénne keinesfalls davon ausgegangen werden, dass sie schon
aufgrund der allgemeinen Situation in ihrem Heimatland im Falle einer Ruckkehr in eine ausweglose Lage gedrangt
werden kénne, welche ihr eine Ruckkehr nach Armenien unzumutbar erscheinen lassen konnte. Unter
Berucksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen wirden sich keine Hinweise auf das Vorliegen eines Sachverhaltes
ergeben, welcher gemal? Paragraph 8, AsylG zur Gewahrung von subsididarem Schutz fihren wirde.

Im Hinblick auf Spruchpunkt Il wurde zusammengefasst dargelegt, dass aufgrund der Gesamtabwagung der
Interessen unter Beachtung aller bekannten Umstdande sich ergebe, dass die Ausweisung - trotz gewisser privater
Ankniipfungspunkte in Osterreich - zur Erreichung des in Art. 9 Abs. 2 EMRK genannten Zieles gerechtfertigt sei.lm
Hinblick auf Spruchpunkt romisch drei wurde zusammengefasst dargelegt, dass aufgrund der Gesamtabwagung der
Interessen unter Beachtung aller bekannten Umstdande sich ergebe, dass die Ausweisung - trotz gewisser privater
Ankniipfungspunkte in Osterreich - zur Erreichung des in Artikel 9, Absatz 2, EMRK genannten Zieles gerechtfertigt sei.

Gegen diesen Bescheid wurde mit Schriftsatz vom 28.12.2011 innerhalb offener Frist Beschwerde erhoben.
Hinsichtlich des Inhaltes der Beschwerde wird auf den Akteninhalt (VWGH 16. 12. 1999, 99/20/0524) verwiesen.

Neben Wiederholungen und allgemeinen Ausfihrungen wurde im Wesentlichen vorgebracht, dass trotz des
nachvollziehbaren und widerspruchsfreien Vorbringens der BF eine genaue Auseinandersetzung mit ihrem
Fluchtvorbringen unterblieben sei. Dies sei auf ein mangelhaftes Ermittlungsverfahren zurlckzufiihren, indem die
belangte Behdrde nicht naher nachfragte. Die belangte Behorde hatte von amts wegen Beweismittel beischaffen
mussen. Die allgemeine Lebenserfahrung und die Berufserfahrung des Referenten seien nicht geeignet, die
Wahrscheinlichkeit der genannten Drohung zu beurteilen. Die belangte Behorde hatte vielmehr die BF naher befragen
mussen bzw. selbst geeignete Ermittlungen anstellen. Die nicht erteilte Zustimmung zu Erhebungen vor Ort sei
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ebenfalls nicht geeignet, um die Glaubwurdigkeit in Frage zu stellen. Die BF hatte von der Behorde in diesem
Zusammenhang naher Uber die Vorgehensweise bei den Erhebungen vor Ort informieren mussen. Aul3erdem hatte
die Frage, ob es im genannten Zeitraum zum Tod eines Familienmitgliedes eines Staatsanwaltes in Armenien kam,
durch Beischaffung von Medienberichten auch ohne Zustimmung der BF geklart werden kénnen.

Entgegen der Ansicht der belangten Behérde bestehe sehr wohl ein Familien- und Privatleben in Osterreich. Die BF
lebe bei einer Tante und stehe mit deren Sohn in einer Liebesbeziehung. Vor einem Monat habe sie ihn auch
traditionell geheiratet. Weiters sei sie von ihm schwanger.

Hinsichtlich des Verfahrensherganges im Detail wird auf den Akteninhalt verwiesen.
Basierend auf dem Ergebnis des Beweisverfahrens sind folgende

Feststellungen zu treffen:

Die Beschwerdefthrerin:

Bei der Beschwerdefihrerin handelt es sich um eine armenische Staatsangehorige, welche zur Volksgruppe der Jesiden
gehort. Die BF bekennt sich zur Religion der Sonnenanbeter.

Die Beschwerdeflhrerin ist eine 18-jahrige, mobile, gesunde und arbeitsfahige Frau mit einer - wenn auch auf
niedrigerem Niveau als in Osterreich - gesicherten Existenzgrundlage.

Die BF ist schwanger.

AuRer der BF befinden sich in Osterreich noch deren Tante und ihr Lebensgefahrte XXXX. Diesem wurde nach
rechtskraftig negativem Abschluss seines Asylverfahrens von der ortlich zustdndigen BH eine quotenfreie
Erstniederlassungsbewilligung- erwerbstatig, gultig vom 19.4.2011 bis 19.4.2012, erteilt.AuBBer der BF befinden sich in
Osterreich noch deren Tante und ihr Lebensgeféhrte rémisch 40 . Diesem wurde nach rechtskraftig negativem
Abschluss seines Asylverfahrens von der ortlich zustandigen BH eine quotenfreie Erstniederlassungsbewilligung-
erwerbstatig, gultig vom 19.4.2011 bis 19.4.2012, erteilt.

Die Identitat der BF steht nicht fest.
Die Lage im Herkunftsstaat Armenien:

Der Asylgerichtshof schliel3t sich in diesem Punkt den unbedenklichen und aktuellen Festestellungen des BAA zur
malgeblichen asyl- und abschieberelevanten Lage in Armenien an.

Behauptete Ausreisegriinde aus dem Herkunftsstaat

Es kann nicht festgestellt werden dass die BF im Herkunftsland einer asylrelevanten Bedrohung ausgesetzt war oder
bei einer Ruckkehr ausgesetzt sein werde.

Weitere Ausreisegrinde und/oder Ruckkehrhindernisse kamen bei Bertcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen
nicht hervor.

IIl. Der Asylgerichtshof hat erwogen:rémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:
Beweiswurdigung

Der AsylGH hat durch den vorliegenden Verwaltungsakt sowie den Akt des Lebensgefahrten Beweis erhoben. Der
festgestellte Sachverhalt in Bezug auf den bisherigen Verfahrenshergang steht aufgrund der auBer Zweifel stehenden
Aktenlage fest.

Die Feststellungen zur Person der BF ergeben sich - vorbehaltlich der Feststellungen zur |dentitat - aus ihren in diesem

Punkt nicht widerlegten Angaben.

Mangels Vorlage eines unbedenklichen nationalen Identitdtsdokuments bzw. sonstigen Bescheinigungsmittels konnte
die Identitat der Beschwerdefuhrerin nicht festgestellt werden. Soweit diese namentlich genannt wird, legt das Gericht
auf die Feststellung wert, dass dies lediglich der Identifizierung der BF als Verfahrenspartei dient, nicht jedoch eine
Feststellung der Identitat im Sinne einer Vorfragebeurteilung im Sinne des 8 38 AVG bedeutet.Mangels Vorlage eines
unbedenklichen nationalen Identitdtsdokuments bzw. sonstigen Bescheinigungsmittels konnte die Identitat der
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Beschwerdefiihrerin nicht festgestellt werden. Soweit diese namentlich genannt wird, legt das Gericht auf die
Feststellung wert, dass dies lediglich der Identifizierung der BF als Verfahrenspartei dient, nicht jedoch eine
Feststellung der Identitat im Sinne einer Vorfragebeurteilung im Sinne des Paragraph 38, AVG bedeutet.

Zu den zur Feststellung der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im Herkunftsstaat ausgewdhlten Quellen wird
angefuhrt, dass es sich hierbei aus der Sicht des Asylgerichtshofes um eine ausgewogene Auswahl verschiedener
Quellen, sowohl staatlichen, als auch nicht staatlichen Ursprungs handelt, welche es ermdglichen, sich ein moglichst
umfassendes Bild von der Lage im Herkunftsstaat zu machen. Zur Aussagekraft der einzelnen Quellen wird angefuhrt,
dass zwar in nationalen Quellen rechtsstaatlich-demokratisch strukturierter Staaten, von denen der Staat der
Veroffentlichung davon ausgehen muss, dass sie den Behdrden jenes Staates Uber den berichtet wird zur Kenntnis
gelangen, diplomatische Zurtickhaltung gelibt wird, wenn es um Sachverhalte geht, fiir die auslandische Regierungen
verantwortlich zeichnen, doch andererseits sind gerade diese Quellen aufgrund der nationalen Vorschriften vielfach zu
besonderer Obijektivitdt verpflichtet, weshalb diesen Quellen keine einseitige Parteiennahme weder fir den
potentiellen Verfolgerstaat, noch fur die behauptetermalen Verfolgten unterstellt werden kann. Hingegen findet sich
hinsichtlich der Uberlegungen zur diplomatischen Zuriickhaltung bei Menschenrechtsorganisationen im Allgemeinen
das gegenteilige Verhalten wie bei den oa. Quellen nationalen Ursprunges.

Bei Beriicksichtigung der soeben angefiihrten Uberlegungen hinsichtlich des Inhaltes der Quellen unter
BerUcksichtigung der Natur der Quelle und der Intention derer Verfasser handelt es sich nach Ansicht des
erkennenden Senates um ausreichend ausgewogenes Material. Auch kommt den Quellen Aktualitat zu (vgl. Erk. d.
VwWGHSs. vom 9. Méarz 1999, ZI. 98/01/0287 und sinngemaf’ im Zusammenhang mit Entscheidungen nach§ 4 AsylG 1997
das E. vom 11. November 1998, 98/01/0284, bzw. auch das E. vom 7. Juni 2000, ZI.99/01/0210).Bei Berucksichtigung
der soeben angefiihrten Uberlegungen hinsichtlich des Inhaltes der Quellen unter Beriicksichtigung der Natur der
Quelle und der Intention derer Verfasser handelt es sich nach Ansicht des erkennenden Senates um ausreichend
ausgewogenes Material. Auch kommt den Quellen Aktualitat zu vergleiche Erk. d. VwGHs. vom 9. Marz 1999, ZI.
98/01/0287 und sinngemal im Zusammenhang mit Entscheidungen nach Paragraph 4, AsylG 1997 das E. vom 11.
November 1998, 98/01/0284, bzw. auch das E. vom 7. Juni 2000, Z1.99/01/0210).

Die BF trat den Quellen und deren Kernaussagen auch nicht konkret und substantiiert entgegen.

Die freie Beweiswiirdigung ist ein Denkprozess, der den Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu einer
Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen Sachverhalts, also von Tatsachen, fuhrt. Der
Verwaltungsgerichtshof fuhrt dazu prazisierend aus, dass eine Tatsache in freier Beweiswurdigung nur dann als
erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende und sichere
Anhaltspunkte fur eine derartige Schlussfolgerung liefern (VwGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). Hauer/Leukauf,
Handbuch des dsterreichischen Verwaltungsverfahrens,

5. Auflage, § 45 AVG, E 50, Seite 305, fihren beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom
19.02.1987, Zahl 13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prifung aller fir und wider vorgebrachten
Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare andere
Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den Methoden
einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zuganglich ist, dem Richter ein
empirisch-historischer Beweis gentigen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine héchste, ja auch eine
(nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu begriinden,
(...)".5. Auflage, Paragraph 45, AVG, E 50, Seite 305, fuhren beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten
Gerichtshofs vom 19.02.1987, Zahl 13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prifung aller fir und wider
vorgebrachten Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare
andere Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den
Methoden einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zuganglich ist, dem
Richter ein empirisch-historischer Beweis gentigen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine hochste,
ja auch eine (nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu
begrinden, (...)".

Im Rahmen der oa. Ausfihrungen ist durch das erkennende Gericht anhand der Darstellung der personlichen
Bedrohungssituation des Beschwerdefihrers und den dabei allenfalls auftretenden Ungereimtheiten - z. B. gehaufte
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und eklatante Widerspruche (z. B. VwGH 25.1.2001, 2000/20/0544) oder fehlendes Allgemein- und Detailwissen (z. B.
VwWGH 22.2.2001, 2000/20/0461) - zu beurteilen, ob Schilderungen eines Asylwerbers mit der Tatsachenwelt im Einklang
stehen oder nicht.

Auch wurde vom Verwaltungsgerichtshof ausgesprochen, dass es der Verwaltungsbehdérde [nunmehr dem
erkennenden Gericht] nicht verwehrt ist, auch die Plausibilitat eines Vorbringens als ein Kriterium der Glaubwurdigkeit
im Rahmen der ihr zustehenden freien Beweiswurdigung anzuwenden. (VwGH v. 29.6.2000, 2000/01/0093).

Es ist eine abweisende Entscheidung im Verfahren nach8 7 AsylG bereits dann mdglich, wenn es als wahrscheinlich
angesehen wird, dass eine Verfolgungsgefahr nicht vorliegt, das heil3t, mehr Grinde flr als gegen diese Annahme
sprechen (vgl zum Bericht der Glaubhaftmachung: Ackermann, Hausmann, Handbuch des Asylrechts (1991) 137 f; s.a.
VWGH 11.11.1987, 87/01/0191) ;Rohrbdck AsylG 1997, Rz 314, 524)Es ist eine abweisende Entscheidung im Verfahren
nach Paragraph 7, AsylG bereits dann mdglich, wenn es als wahrscheinlich angesehen wird, dass eine
Verfolgungsgefahr nicht vorliegt, das heiRt, mehr Grinde fur als gegen diese Annahme sprechen vergleiche zum
Bericht der Glaubhaftmachung: Ackermann, Hausmann, Handbuch des Asylrechts (1991) 137 f; s.a. VWGH 11.11.1987,
87/01/0191) ;Rohrbdck AsylG 1997, Rz 314, 524).

Der Asylgerichtshof kommt ebenso wie das BAA zum Schluss, dass es der BF nicht gelungen ist, ihre angeblichen
Fluchtgriinde glaubhaft darzulegen.

Erstes Indiz fiir ihre Unglaubwurdigkeit sind bereits ihre Angaben zu Ausreise und Reiseweg. So behauptete sie, mit
einem PKW am 22.7.2011 in Russland angekommen zu sein. Die Stadt konnte sie ebenso wie den weiteren Reiseweg
von Russland nach Osterreich nicht angeben. Weiters behauptete sie bei der Erstbefragung, keine Details der
Schleppung zu kennen, weil ihr Vater seinen Freund um Hilfe gebeten habe. Bei der niederschriftlichen Einvernahme
vor dem BAA gab die BF an, dass ihr Vater die Ausreise organisiert habe. Diese Schilderungen der BF lassen den
Schluss zu, dass sie unbedingt versuchte, ihren Reiseweg und Details der Schleppung zu verschleiern. Es entspricht
auch absolut nicht der allgemeinen Lebenserfahrung, dass Asylsuchende Uberhaupt keine Angaben zum Reiseweg
machen kénnen, zumal sie besonders misstrauisch sind und standig auf der Hut vor Entdeckung sein mussen.

Auffallend ist in diesem Zusammenhang auch das zeitliche Naheverhaltnis zwischen Ausreise der BF am 20.7., der
Erteilung der Niederlassungsbewilligung an den nunmehrigen Lebensgefahrten am 19.4., das angebliche Eingehen der
Liebesbeziehung im August und die unmittelbar anschlieBende Schwangerschaft. Dies lasst durchaus den Schluss zu,
dass die BF die Gelegenheit, dass einem Verwandten ein Aufenthaltstitel in Osterreich gewéhrt wurde, sofort genutzt
hat, um ebenfalls Armenien zu verlassen, was als weiteres Indiz fiir ihre Unglaubwirdigkeit gewertet werden kann.

Doch unabhangig davon ist auch der Fluchtgrund als solcher nicht glaubhaft.

Die BF gab an, dass sie den Mord an einem ihr nicht bekannten Bruder eines ihr nicht bekannten Staatsanwaltes
beobachtet habe, an den ein Polizist beteiligt war. Dorfbewohner hatten auf ihr Ersuchen die Polizei verstandigt. Dabei
konnte die BF allerdings weder den Namen des Ermordeten noch den des Staatsanwaltes angeben. Dass es sich um
einen Bruder eines Staatsanwaltes gehandelt hat, will sie ebenfalls nur vom Hérensagen wissen. Diese Angaben sind
schon aus dem Grund nicht glaubwuirdig, weil sie zumindest bei ihrer Einvernahme oder aus den Medien Details
erfahren haben musste. AuBerdem ist es hdochst unglaubwtrdig, dass in einem solchen Fall der Staatsanwalt nicht
hochstes Interesse an der Aufklarung des Mordes an seinem Bruder gehabt haben soll. Die BF hatte sich also, wenn
tatsachlich ein Polizist als Mérder an der Sache beteiligt war, ruhigen Gewissens an die Staatsanwaltschaft um Hilfe
wenden koénnen. DarUber hinaus ist in diesem Zusammenhang zu erwdhnen, dass in Armenien auch ein
Zeugenschutzprogramm existiert.

Hatte sich der Vorfall tatsachlich so, wie von der BF vorgetragen, abgespielt, ist es auch absolut unglaubwirdig, dass
die Familie der BF, die die gesamte Geschichte von der BF weil3, nach wie vor véllig unbehelligt in Armenien leben kann
und vom beteiligten Polizisten kein weiterer Druck auf sie ausgetbt wird.

Auch soweit die BF den Uberfall durch 3 maskierte Manner mit dem Mord in Zusammenhang bringt, ist ihr
diesbeziiglich die Glaubwurdigkeit abzusprechen. So gab sie an, dass es sich um 3 maskierte Manner gehandelt habe,
sodass sie deren Identitat gar nicht feststellen konnte. Es ist auch nicht glaubwirdig, dass die Tater damit gedroht
haben, die BF zu toten, falls sie das Land nicht verlasst. Hatten sich die Tater tatsachlich einer unliebsamen Zeugin
entledigen wollen, hatten sie dies sicher nicht im Haus der BF und ihrer Eltern gemacht, sondern hatten sie ihr
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irgendwo ohne erneut Zeugen zu haben aufgelauert. Die BF hat sich in diesem Zusammenhang auch insofern
widersprochen, als sie bei der Erstbefragung angab, dass die Manner mit ihrer Ermordung gedroht haben, bei der
niederschriftlichen Einvernahme ihr Vorbringen aber dahingehend steigerte, dass mit ihrer und der Ermordung ihres
Vaters gedroht worden sei. Demnach hatte es auch wieder keinen Sinn, die BF zum verlassen des Landes zu zwingen,
wahrend der Vater, der offenbar Uber alles Bescheid weil immer noch unbehelligt in Armenien lebt.

Hatte sich der Vorfall in der Nacht tatsachlich so wie von der BF geschildert, hatte diese Todesangst haben muissen und
ware sicher nicht nach 2 Stunden wieder in ihr Elternhaus zurlckgekehrt, wo sie mit dem jederzeitigen
Wiedererscheinen der 3 Maskierten rechnen musste. AuBerdem hatte sie in Erwdgung ziehen muissen, dass die
Maskierten das Haus observieren. Unglaubwurdig ist in diesem Zusammenhang auch, dass die BF nicht einmal dessen
Namen jenes Dorfes angeben kann, in dem sie sich anschlieBend 3 Tage bei ihrer Tante aufgehalten hat.

Endgultig abgerundet wird das Bild der Unglaubwurdigkeit der BF dadurch, dass sie Erhebungen zu ihrem Vorbringen
in Armenien nicht zugestimmt hat, obwohl ihr -entgegen den Ausflihrungen in der Beschwerde- sehr wohl erklart
wurde, dass die Erhebungen unter Wahrung ihrer Identitdt und eventuell iiber die OB oder einen Vertrauensanwalt
erfolgen. Was der BF in diesem Zusammenhang noch erklart hatte werden sollen, Iasst freilich auch die Beschwerde
offen. In diesem Zusammenhang erlbrigte sich auch die in der Beschwerde geforderte Anforderung von
Medienberichten Uber die Ermordung eines Familienangehorigen eines Staatsanwaltes zur fraglichen Zeit, weil
dadurch noch lange nicht bewiesen ist, ob die von der BF darum gerankte persdnliche Fluchtgeschichte den Tatsachen
entspricht. AuBerdem hatte die BF im Rahmen ihrer Mitwirkungspflichten im Asylverfahren schon langst die
Méglichkeit gehabt, Uber ihre Familie, mit der sie laut eigener Angabe in standigem Kontakt steht, entsprechende
Berichte vorzulegen, was aber bis heute nicht der Fall war.

Der Asylgerichtshof vermag auch nicht zu erkennen, warum die BF in ihrer Beschwerde von einem nicht
ordnungsgemalien Ermittlungsverfahren spricht. Das BAA hatte vielmehr noch Erhebungen vor Ort durchgefiihrt
denen die BF aber nicht zugestimmt hat. Was das BAA sonst noch ermitteln hatte sollen, Iasst die Beschwerde wieder
offen bzw. liegen auch keine tauglichen Beweisantrage vor.

Es ist auch nicht zutreffend, dass das BAA nicht versucht habe, das vage und allgemein gehaltene Vorbringen der BF zu
hinterfragen. Diese war aber nicht in der Lage, die erforderlichen Klarstellungen zu machen, indem sie beispielsweise
Namen, Ortsnamen, etc. angab. Es kann auch nicht Aufgabe der Asylbehdrden sein, einem Asylsuchenden quasi von
sich aus eine passende Fluchtgeschichte zusammenzuzimmern. Vielmehr obliegt es dem Asylwerber, von sich aus alle
Fakten moglichst konkret auf den Tisch zu legen, wovon die BF aber weit entfernt war.

Die Wertung des Bundesasylamtes, das Vorbringen der BF ist unglaubwirdig, ist folglich nicht zu beanstanden. Daran
kdénnen auch die vorhin angefihrten Erganzungen der vom BAA vorgenommenen Beweiswlrdigung nichts andern.
Schon die vagen und ungenauen Angaben und Widerspriche in den Aussagen der BF machen ihr Vorbringen véllig
unglaubwiirdig. Es ist klar ersichtlich, dass ihr Vorbringen offensichtlich nicht den Tatsachen entspricht und sie
offenbar die erstbeste Gelegenheit (Erteilung einer Niederlassungsbewilligung an den Cousin) genutzt hat, um ihr Land
zu verlassen.

In Bezug auf den in der Beschwerde gestellten Beweisantrag, weitergehende Ermittlungen durchzufihren, wird
festgehalten, dass hier kein tauglicher Beweisantrag vorliegt. Ein tauglicher Beweisantrag liegt nach der Rsp des VwGH
nur dann vor, wenn darin sowohl das Beweisthema wie auch das Beweismittel genannt sind und wenn das
Beweisthema sachverhaltserheblich ist (VWGH 24.1.1996, 94/13/0152; Thienel, Verwaltungsverfahrensrecht, 3. Auflage,
S 174, zu Beweisantragen in Bezug auf die allgemeine Lage in Landern mit hoher Berichtsdichte vgl. auch Erk. d. VwGH
vom 7.9.2007, Zahl 2005/20/0507).In Bezug auf den in der Beschwerde gestellten Beweisantrag, weitergehende
Ermittlungen durchzufiihren, wird festgehalten, dass hier kein tauglicher Beweisantrag vorliegt. Ein tauglicher
Beweisantrag liegt nach der Rsp des VWGH nur dann vor, wenn darin sowohl das Beweisthema wie auch das
Beweismittel genannt sind und wenn das Beweisthema sachverhaltserheblich ist (VWGH 24.1.1996, 94/13/0152;
Thienel, Verwaltungsverfahrensrecht, 3. Auflage, S 174, zu Beweisantragen in Bezug auf die allgemeine Lage in Landern
mit hoher Berichtsdichte vergleiche auch Erk. d. VwGH vom 7.9.2007, Zahl 2005/20/0507).

Auch der Asylgerichtshof ist dazu nicht verhalten, zumal es sich hier auch um einen als unzuldssig zu erachtenden
Erkundungsbeweis handelt. Erkundungsbeweise sind Beweise, die nicht konkrete Behauptungen sondern lediglich
unbestimmte Vermutungen zum Gegenstand haben. Sie dienen also nicht dazu, ein konkretes Vorbringen der Partei
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zu untermauern, sondern sollen es erst ermdglichen, dieses zu erstatten. Nach der Rsp des Verwaltungsgerichtshofes
sind Erkundungsbeweise im Verwaltungsverfahren - und somit auch im asylgerichtlichen Verfahren

e Strichaufzahlung
unzulassig. Daher ist der Asylgerichtshof einerseits nicht gem. 88 37 iVm 39 Abs 2 AVG zur Durchfiihrung eines
solchen Beweises (zur Entsprechung eines dahin gehenden Antrages) verpflichtet, sodass deren Unterlassung
keinen Verfahrensmangel bedeutet. (Hengstschldgerunzulassig. Daher ist der Asylgerichtshof einerseits nicht
gem. Paragraphen 37, in Verbindung mit 39 Absatz 2, AVG zur DurchfUhrung eines solchen Beweises (zur
Entsprechung eines dahin gehenden Antrages) verpflichtet, sodass deren Unterlassung keinen Verfahrensmangel
bedeutet. (Hengstschlager

e Strichaufzahlung
Leeb, Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz, Manz Kommentar, Rz 16 zu § 46 mwN). Nichts anderes
beabsichtigt aber die BF jedoch mit dem hier erérterten Beweisantrag.Leeb, Allgemeines
Verwaltungsverfahrensgesetz, Manz Kommentar, Rz 16 zu Paragraph 46, mwN). Nichts anderes beabsichtigt aber
die BF jedoch mit dem hier erérterten Beweisantrag.

Sofern in der Beschwerde moniert wird, dass die Beweiswirdigung des Bundesasylamtes nicht stichhaltig sei, wird
festgestellt, dass nach Ansicht des AsylGH - wie bereits oben ausgeflhrt - das Bundesasylamt ein mangelfreies,
ordnungsgemalies Ermittlungsverfahren durchgefihrt und in der Begrindung des angefochtenen Bescheides die
Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei der Beweiswirdigung maRgebenden Erwagungen und die darauf
gestutzte Beurteilung in der Rechtsfrage klar und Ubersichtlich zusammengefasst hat. Der BF ist es nicht gelungen, der
Beweiswirdigung des Bundesasylamtes dermaRen konkret und substantiiert entgegen zu treten, dass Zweifel an der
Beweiswirdigung des Bundesasylamtes aufgekommen waren. Von der BF wurde es auch unterlassen, durch klare,
konkrete und substantiierte Ausfihrungen darzulegen, warum sie vom Vorliegen einer mangelhaften
Ermittlungstatigkeit durch das Bundesasylamt ausgeht. Da somit weder aus dem amtswegigen Ermittlungsergebnis im
Beschwerdeverfahren noch aus den Ausfihrungen der BF ein substantiierter Hinweis auf einen derartigen Mangel
vorliegt, kann ein solcher nicht festgestellt werden.

Rechtliche Beurteilung
Zustandigkeit

Gemald &8 61 (1) AsylG 2005BGBI | Nr. 100/2005 idgF entscheidet der Asylgerichtshof Gber Beschwerden gegen
Bescheide des Bundesasylamtes, weshalb im gegenstdandlichen Beschwerdefall die Zustandigkeit des erkennenden
Gerichts gegeben ist.Gemall Paragraph 61, (1) AsylG 2005 Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, idgF
entscheidet der Asylgerichtshof Uber Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes, weshalb im
gegenstandlichen Beschwerdefall die Zustandigkeit des erkennenden Gerichts gegeben ist.

Entscheidung im Senat

2. Gemal § 61 (1) AsylG 2005BGBI | Nr. 100/2005 idF BGBI | Nr. 4/2008 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten
oder, soweit dies in Abs. 3 vorgesehen ist, durch Einzelrichter Uber2. GemaR Paragraph 61, (1) AsylG 2005
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, entscheidet
der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Absatz 3, vorgesehen ist, durch Einzelrichter Gber

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und

2.[.....]

(3) Der Asylgerichtshof entscheidet durch Einzelrichter Uber Beschwerden gegen

1. zurlckweisende Bescheide

(4) Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde entscheidet der fiir die Behandlung der
Beschwerde zustandige Einzelrichter oder Senatsvorsitzende.

Aufgrund der oben zitierten Bestimmung ist Uber die gegenstandliche Beschwerde im Senat zu entscheiden.
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Anzuwendendes Verfahrensrecht

Gem. § 23 (1) des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, BGBI. |, Nr. 4/2008 (Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG) idgF
sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBI. | Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor
dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBI. Nr. 51, mit
der Mal3gabe sinngemal anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.Gem.
Paragraph 23, (1) des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, Bundesgesetzblatt romisch eins, Nr. 4 aus 2008,
(Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG) idgF sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt
réomisch eins Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der Mal3gabe sinngemaR

anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

Gemal § 66 Abs. 4 AVG hat das erkennende Gericht, sofern die Beschwerde nicht als unzulassig oder verspatet
zuruckzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Es ist berechtigt, im Spruch und in der Begrindung
seine Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu setzen und demgemal? den angefochtenen Bescheid nach
jeder Richtung abzuandern.Gemal Paragraph 66, Absatz 4, AVG hat das erkennende Gericht, sofern die Beschwerde
nicht als unzuldssig oder verspatet zurtickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Es ist berechtigt, im
Spruch und in der Begrindung seine Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdérde zu setzen und demgemal? den
angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.

Verweise, Wiederholungen

Das erkennende ist Gericht berechtigt, auf die auBBer Zweifel stehende Aktenlage (VWGH 16. 12. 1999,99/20/0524) zu

verweisen, weshalb auch hierauf im gegenstandlichen Umfang verwiesen wird.

Ebenso ist es nicht unzuldssig, Teile der Begriindung der Bescheide der Verwaltungsbehdrde wértlich wiederzugeben.
Es widerspricht aber grundlegenden rechtsstaatlichen Anforderungen an die Begriindung von Entscheidungen eines
(insoweit erstinstanzlich entscheidenden) Gerichts, wenn sich der Sachverhalt, Beweiswirdigung und rechtliche
Beurteilung nicht aus der Gerichtsentscheidung selbst, sondern erst aus einer Zusammenschau mit der Begrindung
der Bescheide ergibt. Die fur die bekdmpfte Entscheidung maf3geblichen Erwagungen muissen aus der Begrindung der
Entscheidung hervorgehen, da nur auf diese Weise die rechtsstaatlich gebotene Kontrolle durch den
Verfassungsgerichtshof moglich ist (Erk. d. VfGH v. 7.11.2008, U67/08-9 mwN).

Im ggst. Fall hat das Bundesasylamt ein mangelfreies, ordnungsgemales Ermittlungsverfahren durchgefihrt und in
der Begrindung des angefochtenen Bescheides die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei der
Beweiswurdigung maligebenden Erwdgungen und die darauf gestltzte Beurteilung in der Rechtsfrage klar und
Ubersichtlich zusammengefasst. Die Erstbehdrde hat sich sowohl mit dem individuellen Vorbringen auseinander
gesetzt, als auch ausfuhrliche Sachverhaltsfeststellungen zur allgemeinen Situation in Armenien auf Grundlage
ausreichend aktuellen und unbedenklichen Berichtsmaterials getroffen und in zutreffenden Zusammenhang mit der
Situation der BF gebracht. Auch die rechtliche Beurteilung begegnet keinen Bedenken.

Im Lichte der oa. Judikatur wiederholte das erkennende Gericht die Ausfihrungen des Bundesasylamtes und
konkretisiert diese wie folgt:

Nichtzuerkennung des Status der Asylberechtigten

Die hier maRRgeblichen Bestimmungen des§ 3 AsylG lauten:Die hier maf3geblichen Bestimmungen des Paragraph 3,
AsylG lauten:

"§ 3. (1) Einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, ist, soweit dieser Antrag
nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zustandigkeit eines anderen Staates zurlckzuweisen ist, der Status des
Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1
Abschnitt A Z 2 Genfer Fliichtlingskonvention droht."§ 3. (1) Einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf
internationalen Schutz gestellt hat, ist, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zustandigkeit eines
anderen Staates zurlckzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im
Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, Genfer Fliichtlingskonvention droht.

(2) ...
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(3) Der Antrag auf internationalen Schutz ist bezulglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abzuweisen,

wenn

1. dem Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (8 11) offen steht oderl. dem Fremden eine innerstaatliche
Fluchtalternative (Paragraph 11,) offen steht oder

2. der Fremde einen Asylausschlussgrund (8 6) gesetzt hat2. der Fremde einen Asylausschlussgrund (Paragraph 6,)
gesetzt hat.

4) ...

(5) Die Entscheidung, mit der einem Fremden von Amts wegen oder auf Grund eines Antrags auf internationalen
Schutz der Status des Asylberechtigten zuerkannt wird, ist mit der Feststellung zu verbinden, dass diesem Fremden
damit kraft Gesetzes die Fliichtlingseigenschaft zukommt."

Gegenstandlicher Antrag war nicht wegen Drittstaatsicherheit § 4 AsylG) oder Zustandigkeit eines anderen Staates (§ 5
AsylG)  zurlckzuweisen. Ebenso liegen bei Bertcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen keine
Asylausschlussgrinde vor, weshalb der Antrag inhaltlich zu prifen ist.Gegenstandlicher Antrag war nicht wegen
Drittstaatsicherheit (Paragraph 4, AsylG) oder Zustandigkeit eines anderen Staates (Paragraph 5, AsylG)
zuruickzuweisen. Ebenso liegen bei Bertcksichtigung sdmtlicher bekannter Tatsachen keine Asylausschlussgrinde vor,
weshalb der Antrag inhaltlich zu prtifen ist.

Flichtling im Sinne von Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK ist, wer aus wohlbegriindeter Furcht, aus Griinden der Rasse,
Religion, Nationalitat, Zugehdrigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Gesinnung
verfolgt zu werden, sich auBerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese
Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen.Flichtling im Sinne von Artikel eins, Abschnitt A
Ziffer 2, der GFK ist, wer aus wohlbegrindeter Furcht, aus Griinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu
einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Gesinnung verfolgt zu werden, sich auBerhalb seines
Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses

Landes zu bedienen.

Eine Furcht kann nur dann wohlbegriindet sein, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter
Berucksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich
eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich firchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte
Person in dieser Situation aus Konventionsgrinden firchten wirde (VWGH 9.5.1996, Z1.95/20/0380).

Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitdt in die vom Staat zu schitzende
personliche Sphare des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die
Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu begriinden. Die Verfolgungsgefahr steht
mit der wohlbegrindeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegriindeten Furcht. Eine
Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer mafRgeblichen Wahrscheinlichkeit droht, die
entfernte Moglichkeit einer Verfolgung genugt nicht (z.B. VWGH vom 19.12.1995, ZI. 94/20/0858, VwWGH vom
14.10.1998. ZI.98/01/0262). Die Verfolgungsgefahr muss nicht nur aktuell sein, sie muss auch im Zeitpunkt der
Bescheiderlassung vorliegen (VWGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194)

Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in der Genfer Konvention genannten Grinden haben und muss
ihrerseits Ursache daflr sein, dass sich die betreffende Person aulRerhalb ihres Heimatlandes befindet.

Wie im gegenstandlichen Fall bereits in der Beweiswirdigung ausfuhrlich erértert wurde, war dem Vorbringen der BF
zum behaupteten Ausreisegrund insgesamt die Glaubwurdigkeit abzusprechen, weshalb die Glaubhaftmachung eines
Asylgrundes von vornherein ausgeschlossen werden kann. Es sei an dieser Stelle betont, dass die Glaubwtirdigkeit des
Vorbringens die zentrale Rolle fur die Zuerkennung der Fluchtlingseigenschaft und Asylgewdhrung einnimmt (vgl.
VWGH v. 20.6.1990, ZI. 90/01/0041).Wie im gegenstandlichen Fall bereits in der Beweiswlrdigung ausfuhrlich erdrtert
wurde, war dem Vorbringen der BF zum behaupteten Ausreisegrund insgesamt die Glaubwdurdigkeit abzusprechen,
weshalb die Glaubhaftmachung eines Asylgrundes von vornherein ausgeschlossen werden kann. Es sei an dieser Stelle
betont, dass die Glaubwirdigkeit des Vorbringens die zentrale Rolle fir die Zuerkennung der Flichtlingseigenschaft
und Asylgewahrung einnimmt vergleiche VwWGH v. 20.6.1990, ZI. 90/01/0041).

Im gegenstandlichen Fall erachtet das erkennende Gericht im dem im Rahmen der Beweiswirdigung dargelegten
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Umfang die Angaben als unwahr, sodass die behaupteten Fluchtgrinde nicht als Feststellung der rechtlichen
Beurteilung zugrunde gelegt werden konnen, und es ist auch deren Eignung zur Glaubhaftmachung wohl begrindeter
Furcht vor Verfolgung nicht ndher zu beurteilen (VwGH 9.5.1996, ZI.95/20/0380).

Da sich auch im Rahmen des sonstigen Ermittlungsergebnisses bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen
keine Hinweise auf das Vorliegen der Gefahr einer Verfolgung aus einem in Art. 1 Abschnitt A Ziffer 2 der GFK genanten
Grund ergaben, scheidet die Gewahrung von Asyl somit aus.Da sich auch im Rahmen des sonstigen
Ermittlungsergebnisses bei Berlicksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen keine Hinweise auf das Vorliegen der
Gefahr einer Verfolgung aus einem in Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2 der GFK genanten Grund ergaben, scheidet die
Gewahrung von Asyl somit aus.

Nichtzuerkennung des Status der subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat

Die hier mal3geblichen Bestimmungen des§ 8 AsylG lauten:Die hier maRRgeblichen Bestimmungen des Paragraph 8,
AsylG lauten:

"8 8. (1) Der Status des subsidiar Schutzberechtigten ist einem Fremden zuzuerkennen,

1. der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung
des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird oder

2. ..

wenn eine Zuruckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale
Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten
wulrde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkurlicher
Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.wenn eine
Zuruckweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer
Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wiirde
oder fUr ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkurlicher Gewalt

im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.

(2) Die Entscheidung Uber die Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten nach Abs. 1 ist mit der
abweisenden Entscheidung(2) Die Entscheidung Uber die Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten
nach Absatz eins, ist mit der abweisenden Entscheidung

nach § 3 ... zu verbindennach Paragraph 3, ... zu verbinden.

(3) Antrage auf internationalen Schutz sind bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten
abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11) offen steht.(3) Antrége auf internationalen Schutz sind
bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche
Fluchtalternative (Paragraph 11,) offen steht.

(4) ...
(5) ...
(6) ...
(7) ...

Bereits 8 8 AsylG 1997 beschrankte den Prifungsrahmen auf den "Herkunftsstaat" des Asylwerbers. Dies war dahin
gehend zu verstehen, dass damit derjenige Staat zu bezeichnen war, hinsichtlich dessen auch die
Fluchtlingseigenschaft des Asylwerbers auf Grund seines Antrages zu prifen ist (VWGH 22.4.1999, 98/20/0561;
20.5.1999, 98/20/0300). Diese Grundsatze sind auf die hier anzuwendende Rechtsmaterie insoweit zu Ubertragen, als
dass auch hier der Status des subsidiar Schutzberechtigten im Hinblick auf den Herkunftsstaat nicht zuzuerkennen
ist.Bereits Paragraph 8, AsylG 1997 beschrankte den Prifungsrahmen auf den "Herkunftsstaat" des Asylwerbers. Dies
war dahin gehend zu verstehen, dass damit derjenige Staat zu bezeichnen war, hinsichtlich dessen auch die
Fluchtlingseigenschaft des Asylwerbers auf Grund seines Antrages zu prifen ist (VWGH 22.4.1999, 98/20/0561;
20.5.1999, 98/20/0300). Diese Grundsatze sind auf die hier anzuwendende Rechtsmaterie insoweit zu Ubertragen, als
dass auch hier der Status des subsidiar Schutzberechtigten im Hinblick auf den Herkunftsstaat nicht zuzuerkennen ist.
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Art. 2 EMRK lautet:Artikel 2, EMRK lautet:

"(1) Das Recht jedes Menschen auf das Leben wird gesetzlich geschuitzt. Abgesehen von der Vollstreckung eines
Todesurteils, das von einem Gericht im Falle eines durch Gesetz mit der Todesstrafe bedrohten Verbrechens
ausgesprochen worden ist, darf eine absichtliche Tétung nicht vorgenommen werden.

(2) Die Totung wird nicht als Verletzung dieses Artikels betrachtet, wenn sie sich aus einer unbedingt erforderlichen
Gewaltanwendung ergibt:

a) um die Verteidigung eines Menschen gegenuber rechtswidriger Gewaltanwendung sicherzustellen;

b) um eine ordnungsgemalle Festnahme durchzufihren oder das Entkommen einer ordnungsgemal festgehaltenen
Person zu verhindern;

¢) um im Rahmen der Gesetze einen Aufruhr oder einen Aufstand zu unterdricken."

Wahrend durch das 6. ZPEMRK die Todesstrafe weitestgehend abgeschafft wurde, erklart das 13. ZPEMRK die
Todesstrafe als vollstandig abgeschafft.

Art. 3 EMRK lautet:Artikel 3, EMRK lautet:
"Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden."

Folter bezeichnet jede Handlung, durch die einer Person vorsatzlich grol3e kérperliche oder seelische Schmerzen oder
Leiden zugefligt werden, zum Beispiel um von ihr oder einem Dritten eine Aussage oder ein Gestandnis zu erlangen,
um sie fur eine tatsachlich oder mutmaRlich von ihr oder einem Dritten begangene Tat zu bestrafen, um sie oder einen
Dritten einzuschiichtern oder zu ndtigen oder aus einem anderen, auf irgendeiner Art von Diskriminierung
beruhenden Grund, wenn diese Schmerzen oder Leiden von einem Angehdrigen des 6ffentlichen Dienstes oder einer
anderen in amtlicher Eigenschaft handelnden Person, auf deren Veranlassung oder mit deren ausdrtcklichem oder
stillschweigendem Einverstandnis verursacht werden. Der Ausdruck umfasst nicht Schmerzen oder Leiden, die sich
lediglich aus gesetzlich zuldssigen Sanktionen ergeben, dazu gehdren oder damit verbunden sind (Art. 1 des UN-
Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984).Folter bezeichnet jede Handlung, durch die einer Person vorsatzlich grof3e korperliche oder
seelische Schmerzen oder Leiden zugefugt werden, zum Beispiel um von ihr oder einem Dritten eine Aussage oder ein
Gestandnis zu erlangen, um sie fir eine tatsachlich oder mutmaRlich von ihr oder einem Dritten begangene Tat zu
bestrafen, um sie oder einen Dritten einzuschiichtern oder zu nétigen oder aus einem anderen, auf irgendeiner Art
von Diskriminierung beruhenden Grund, wenn diese Schmerzen oder Leiden von einem Angehdrigen des &ffentlichen
Dienstes oder einer anderen in amtlicher Eigenschaft handelnden Person, auf deren Veranlassung oder mit deren
ausdrucklichem oder stillschweigendem Einverstandnis verursacht werden. Der Ausdruck umfasst nicht Schmerzen
oder Leiden, die sich lediglich aus gesetzlich zuldssigen Sanktionen ergeben, dazu gehéren oder damit verbunden sind
(Artikel eins, des UN-Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende
Behandlung oder Strafe vom 10. Dezember 1984).

Unter unmenschlicher Behandlung ist die vorsatzliche Verursachung intensiven Leides unterhalb der Stufe der Folter
zu verstehen (Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer, Bundesverfassungsrecht 10. Aufl. (2007), RZ 1394).

Unter einer erniedrigenden Behandlung ist die Zufiigung einer Demutigung oder Entwirdigung von besonderem Grad
zu verstehen (Naher Tomasovsky, FS Funk (2003) 579; Grabenwarter, Menschenrechtskonvention 134f).

Art. 3 EMRK enthalt keinen Gesetzesvorbehalt und umfasst jede physische Person (auch Fremde), welche sich im
Bundesgebiet aufhalt.Artikel 3, EMRK enthalt keinen Gesetzesvorbehalt und umfasst jede physische Person (auch
Fremde), welche sich im Bundesgebiet aufhalt.

Der EGMR geht in seiner standigen Rechtsprechung davon aus, dass die EMRK kein Recht auf politisches Asyl
garantiert. Die Ausweisung eines Fremden kann jedoch eine Verantwortlichkeit des ausweisenden Staates nach Art. 3
EMRK begriinden, wenn stichhaltige Grinde fur die Annahme bestehen, dass die betroffene Person im Falle ihrer
Ausweisung einem realen Risiko ausgesetzt wirde, im Empfangsstaat einer Art. 3 EMRK widersprechenden
Behandlung unterworfen zu werden (vgl. etwa EGMR, Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI gegen das Vereinigte
Konigreich, Nr. 21878/06).Der EGMR geht in seiner standigen Rechtsprechung davon aus, dass die EMRK kein Recht auf
politisches Asyl garantiert. Die Ausweisung eines Fremden kann jedoch eine Verantwortlichkeit des ausweisenden



Staates nach Artikel 3, EMRK begriinden, wenn stichhaltige Grinde fur die Annahme bestehen, dass die betroffene
Person im Falle ihrer Ausweisung einem realen Risiko ausgesetzt wirde, im Empfangsstaat einer Artikel 3, EMRK
widersprechenden Behandlung unterworfen zu werden vergleiche etwa EGMR, Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI
gegen das Vereinigte Konigreich, Nr. 21878/06).

Eine aufenthaltsbeendende MaBnahme verletzt Art. 3 EMRK auch dann, wenn begrindete Anhaltspunkte dafir
bestehen, dass der Fremde im Zielland gefoltert oder unmenschlich behandelt wird (fir viele:Eine
aufenthaltsbeendende MaRRnahme verletzt Artikel 3, EMRK auch dann, wenn begriindete Anhaltspunkte dafir
bestehen, dass der Fremde im Zielland gefoltert oder unmenschlich behandelt wird (fr viele:

VfSlg 13.314; EGMR 7.7.1989, Soering, EUGRZ 1989, 314). Die Asylbehdrde hat daher auch Umstande im Herkunftsstaat
des Beschwerdeflhrers zu berucksichtigen, auch wenn diese nicht in die unmittelbare Verantwortlichkeit Osterreichs
fallen. Als Ausgleich fur diesen weiten Prifungsansatz und der absoluten Geltung dieses Grundrechts reduziert der
EGMR jedoch die Verantwortlichkeit des Staates (hier: Osterreich) dahingehend, dass er fiir ein "ausreichend reales
Risiko" fur eine Verletzung des Art. 3 EMRK eingedenk des hohen Eingriffschwellenwertes ("high threshold") dieser
Fundamentalnorm strenge Kriterien heranzieht, wenn dem Beschwerdefall nicht die unmittelbare Verantwortung des
Vertragstaates fur einen moglichen Schaden des Betroffenen zu Grunde liegt (vgl. Karl Premissl in Migralex "Schutz vor
Abschiebung von Traumatisierten in "Dublin-Verfahren"", derselbe in Migralex:VfSlg 13.314; EGMR 7.7.1989, Soering,
EuGRZ 1989, 314). Die Asylbehdrde hat daher auch Umstédnde im Herkunftsstaat des Beschwerdefiihrers zu
beriicksichtigen, auch wenn diese nicht in die unmittelbare Verantwortlichkeit Osterreichs fallen. Als Ausgleich fiir
diesen weiten Prifungsansatz und der absoluten Geltung dieses Grundrechts reduziert der EGMR jedoch die
Verantwortlichkeit des Staates (hier: Osterreich) dahingehend, dass er fur ein "ausreichend reales Risiko" fiir eine
Verletzung des Artikel 3, EMRK eingedenk des hohen Eingriffschwellenwertes ("high threshold") dieser
Fundamentalnorm strenge Kriterien heranzieht, wenn dem Beschwerdefall nicht die unmittelbare Verantwortung des
Vertragstaates fur einen moglichen Schaden des Betroffenen zu Grunde liegt vergleiche Karl Premissl in Migralex
"Schutz vor Abschiebung von Traumatisierten in "Dublin-Verfahren"", derselbe in Migralex:

"Abschiebeschutz von Traumatisieren"; EGMR: Ovidenko vs. Finnland; Hukic vs. Schweden, Karim, vs. Schweden,
4.7.2006, Appilic 24171/05, Goncharova & Alekseytev vs. Schweden, 3.5.2007, Appilic 31246/06).

Der EGMR geht weiters allgemein davon aus, dass aus Art. 3 EMRK grundsatzlich kein Bleiberecht mit der Begriindung
abgeleitet werden kann, dass der Herkunftsstaat gewisse soziale, medizinische od. sonst. unterstiitzende Leistungen
nicht biete, die der Staat des gegenwartigen Aufenthaltes bietet (vgl fir mehrere. z. B. Urteil vom 2.5.1997, EGMR
146/1996/767/964, oder auch Application no. 7702/04 by SALKIC and Others against Sweden oder S.C.C. against
Sweden v. 15.2.2000, 46553 / 99).Der EGMR geht weiters allgemein davon aus, dass aus Artikel 3, EMRK grundsatzlich
kein Bleiberecht mit der Begriindung abgeleitet werden kann, dass der Herkunftsstaat gewisse soziale, medizinische
od. sonst. unterstltzende Leistungen nicht biete, die der Staat des gegenwartigen Aufenthaltes bietet vergleiche fur
mehrere. z. B. Urteil vom 2.5.1997, EGMR 146/1996/767/964, oder auch Application no. 7702/04 by SALKIC and Others
against Sweden oder S.C.C. against Sweden v. 15.2.2000, 46553 / 99).

Nur unter auBerordentlichen, ausnahmsweise vorliegenden Umstanden kann die Entscheidung, den Fremden auRRer
Landes zu schaffen, zu einer Verletzung des Art. 3 EMRK fuhren {EGMR 02.05.1997 -146/1996/767/964 ("St. Kitts-Fall"),
Europ. Kommission fir Menschenrechte: B.B. gegen Frankreich, 9.3.1998, Nr. 30930/96; In seiner sonstigen, dem in die
Literatur unter der "St. Kitts-Fall' bekannten Fall nachfolgenden Rechtsprechung hat der EGMR (unter
Berucksichtigung der jeweils gegebenen konkreten Umstande) -bezogen auf eine Erkrankung des Beschwerdeflhrers-
in keinem Fall eine derart auBergewdhnliche - und damit vergleichbare - Situation angenommen (vgl. z.B. (S.C.C. gegen
Schweden, Nr. 46553 /99 [HIV-Infektion beim Vorhandensein von Verwandten und grundsatzlicher Behandelbarkeit im
Herkunftsstaat], EGMR 10.11.2005, Paramsothy gegen die Niederlande [Erkrankung an Posttraumatischem
Stresssyndrom], EGMR 10.11.2005, Ramadan gegen die Niederlande, Nr. 35989/03 [Erkrankung an Depression, teils
mit psychotischer Charakteristik], EGMR 27.09.2005, Hukic gegen Schweden, Nr. 17416/05 [Erkrankung am Down-
Syndrom], EGMR 22.09.2005, Kaldik gegen Deutschland, Nr. 28526 [Erkrankung an Posttraumatischem Stresssyndrom
mit Selbstmordgefahr], EGMR 31.05.2005, Ovdienko gegen Finnland, Nr. 1383/04 [Erkrankung an schwerer Depression
mit Selbstmordgefahr], EGMR 25.11.2004, Amegnigan gegen die Niederlande, Nr. 25629/04 [HIV-Infektion], EGMR
29.06.2004, Salkic gegen Schweden, Nr. 7702/04 [psychische Beeintrachtigungen bzw. Erkrankungen], EGMR
22.06.2004, Ndangoya gegen Schweden, Nr. 17868/03 [HIV-Infektion], EGMR 06.02.2001, Bensaid gegen Vereinigtes



Konigreich [Erkrankung an Schizophrenie]) und zeigt somit -auch Uber den Themenbereich der Erkrankung des
Beschwerdefiihrers hinaus die hohe Eintrittsschwelle von Art. 3 EMRK in jenen Fallen, in denen keine unmittelbare
Verantwortung des Abschiebestaates vorliegt}.Nur unter auBerordentlichen, ausnahmsweise vorliegenden Umstanden
kann die Entscheidung, den Fremden aul3er Landes zu schaffen, zu einer Verletzung des Artikel 3, EMRK fihren {EGMR
02.05.1997 -146/1996/767/964 ("St. Kitts-Fall"), Europ. Kommission fur Menschenrechte: B.B. gegen Frankreich,
9.3.1998, Nr. 30930/96; In seiner sonstigen, dem in die Literatur unter der "St. Kitts-Fall" bekannten Fall nachfolgenden
Rechtsprechung hat der EGMR (unter Berucksichtigung der jeweils gegebenen konkreten Umstande) -bezogen auf eine
Erkrankung des Beschwerdefihrers- in keinem Fall eine derart auBergewdhnliche - und damit vergleichbare - Situation
angenommen vergleiche z.B. (S.C.C. gegen Schweden, Nr. 46553 /99 [HIV-Infektion beim Vorhandensein von
Verwandten und grundsatzlicher Behandelbarkeit im Herkunftsstaat], EGMR 10.11.2005, Paramsothy gegen die
Niederlande [Erkrankung an Posttraumatischem Stresssyndrom], EGMR 10.11.2005, Ramadan gegen die Niederlande,
Nr. 35989/03 [Erkrankung an Depression, teils mit psychotischer Charakteristik], EGMR 27.09.2005, Hukic gegen
Schweden, Nr. 17416/05 [Erkrankung am Down-Syndrom], EGMR 22.09.2005, Kaldik gegen Deutschland, Nr. 28526
[Erkrankung an Posttraumatischem Stresssyndrom mit Selbstmordgefahr], EGMR 31.05.2005, Ovdienko gegen
Finnland, Nr. 1383/04 [Erkrankung an schwerer Depression mit Selbstmordgefahr], EGMR 25.11.2004, Amegnigan
gegen die Niederlande, Nr. 25629/04 [HIV-Infektion], EGMR 29.06.2004, Salkic gegen Schweden, Nr. 7702/04
[psychische Beeintrachtigungen bzw. Erkrankungen], EGMR 22.06.2004, Ndangoya gegen Schweden, Nr. 17868/03
[HIV-Infektion], EGMR 06.02.2001, Bensaid gegen Vereinigtes Kdnigreich [Erkrankung an Schizophrenie]) und zeigt
somit -auch Uber den Themenbereich der Erkrankung des Beschwerdeflihrers hinaus die hohe Eintrittsschwelle von
Artikel 3, EMRK in jenen Fallen, in denen keine unmittelbare Verantwortung des Abschiebestaates vorliegt}.

Die von der BF ins Treffen geflihrte Schwangerschaft mit Geburtstermin im Mai 2012 erflllt diese von der Judikatur
geforderten Voraussetzungen nicht.

Gem. der Judikatur des EGMR muss der Beschwerdeflhrer die erhebliche Wahrscheinlichkeit einer aktuellen und
ernsthaften Gefahr schliissig darstellen (vgl. EKMR, Entsch. Vom 7.7.1987, Nr. 12877/87 - Kalema gg. Frankreich, DR 53,
S. 254, 264). Dazu ist es notwendig, dass die Ereignisse vor der Flucht in konkreter Weise geschildert und auf geeignete
Weise belegt werden.Gem. der Judikatur des EGMR muss der Beschwerdefiihrer die erhebliche Wahrscheinlichkeit
einer aktuellen und ernsthaften Gefahr schliissig darstellen vergleiche EKMR, Entsch. Vom 7.7.1987, Nr. 12877/87 -
Kalema gg. Frankreich, DR 53, S. 254, 264). Dazu ist es notwendig, dass die Ereignisse vor der Flucht in konkreter Weise
geschildert und auf geeignete Weise belegt werden.

Rein spekulative Beflirchtungen reichen ebenso wenig aus (vgl. EKMR, Entsch. Vom 12.3.1980, Nr. 8897/80: X u. Y gg.
Vereinigtes Konigreich), wie vage oder generelle Angaben beziiglich moglicher Verfolgungshandlungen (vgl. EKMR,
Entsch. Vom 17.10.1986, Nr. 12364/86: Kilic gg. Schweiz, DR 50, S. 280, 289).Rein spekulative Befurchtungen reichen
ebenso wenig aus vergleiche EKMR, Entsch. Vom 12.3.1980, Nr. 8897/80: romisch zehn u. Y gg. Vereinigtes Konigreich),
wie vage oder generelle Angaben bezlglich mdglicher Verfolgungshandlungen vergleiche EKMR, Entsch. Vom
17.10.1986, Nr. 12364/86: Kilic gg. Schweiz, DR 50, S. 280, 289).

Auch nach Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat der Antragsteller das Bestehen einer aktuellen, durch
staatliche Stellen zumindest gebilligten oder nicht effektiv verhinderbaren Bedrohung der relevanten Rechtsguter
glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden
betreffender, durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (VWGH 26.6.1997, ZI.
95/18/1293, VWGH 17.7.1997, ZI.97/18/0336). So auch der EGMR in stRsp, welcher anfihrt, dass es trotz allfalliger
Schwierigkeiten fir den Antragsteller "Beweise" zu beschaffen, es dennoch ihm obliegt -so weit als madglich-
Informationen vorzulegen, die der Behodrde eine Bewertung der von ihm behaupteten Gefahr im Falle einer
Abschiebung ermdoglicht ( z. B. EGMR Said gg. die Niederlande, 5.7.2005)

Wenn es sich um einen der personlichen Sphare der Partei zugehorigen Umstand handelt (zB ihre familiare (VwGH
14.2.2002, 99/18/0199 ua), gesundheitliche (VwSIg 9721 A/1978; VwWGH 17.10.2002,2001/20/0601) oder finanzielle (vgl
VWGH 15.11.1994, 94/07/0099) Situation), von dem sich die Behdrde nicht amtswegig Kenntnis verschaffen kann (vgl
auch VwGH 24.10.1980, 1230/78), besteht eine erhohte Mitwirkungspflicht des Asylwerbers (VWGH 18.12.2002,
2002/18/0279).Wenn es sich um einen der persoénlichen Sphare der Partei zugehérigen Umstand handelt (zB ihre
familiare (VWGH 14.2.2002, 99/18/0199 ua), gesundheitliche (VwSlg 9721 A/1978; VwGH 17.10.2002,2001/20/0601)
oder finanzielle vergleiche VwWGH 15.11.1994, 94/07/0099) Situation), von dem sich die Behorde nicht amtswegig
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Kenntnis verschaffen kann vergleiche auch VwGH 24.10.1980, 1230/78), besteht eine erhdhte Mitwirkungspflicht des
Asylwerbers (VwWGH 18.12.2002, 2002/18/0279).

Voraussetzung fur das Vorliegen einer relevanten Bedrohung ist sohin auch in diesem Fall, dass eine von staatlichen
Stellen zumindest gebilligte oder nicht effektiv verhinderbare Bedrohung der relevanten Rechtsguter vorliegt oder dass
im Heimatstaat des Asylwerbers keine ausreichend funktionierende Ordnungsmacht (mehr) vorhanden ist und damit
zu rechnen ware, dass jeder dorthin abgeschobene Fremde mit erheblicher Wahrscheinlichkeit der in 8 50 Abs. 1 FPG
umschriebenen Gefahr unmittelbar ausgesetzt ware (vgl. VwGH 26.6.1997, 95/21/0294).Voraussetzung fir das
Vorliegen einer relevanten Bedrohung ist sohin auch in diesem Fall, dass eine von staatlichen Stellen zumindest
gebilligte oder nicht effektiv verhinderbare Bedrohung der relevanten Rechtsguter vorliegt oder dass im Heimatstaat
des Asylwerbers keine ausreichend funktionierende Ordnungsmacht (mehr) vorhanden ist und damit zu rechnen ware,
dass jeder dorthin abgeschobene Fremde mit erheblicher Wahrscheinlichkeit der in Paragraph 50, Absatz eins, FPG
umschriebenen Gefahr unmittelbar ausgesetzt ware vergleiche VWGH 26.6.1997, 95/21/0294).

Der VWGH geht davon aus, dass der Beschwerdefuhrer verninftiger Weise (VWGH 9.5.1996, Z195/20/0380) damit
rechnen muss, in dessen Herkunftsstaat (Abschiebestaat) mit einer Gber die bloRe Mdglichkeit (z.B. VWGH vom
19.12.1995, ZI. 94/20/0858, VwWGH vom 14.10.1998. ZI.98/01/0262) hinausgehenden malfigeblichen Wahrscheinlichkeit
von einer aktuellen (VwGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194) Gefahr betroffen zu sein. Wird dieses Wahrscheinlichkeitskalkul
nicht erreicht, scheidet die Gewahrung von subsidiarem Schutz somit aus.

Hinweise auf das sonstige Vorliegen einer allgemeinen existenzbedrohenden Notlage (allgemeine Hungersnot,
Seuchen, Naturkatastrophen oder sonstige diesen Sachverhalten gleichwertige Elementarereignisse) liegen ebenfalls
nicht vor, weshalb hieraus aus diesem Blickwinkel bei Bertcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Hinweis
auf das Vorliegen eines Sachverhaltes gem. Art. 2 und/oder 3 EMRK abgeleitet werden kann.Hinweise auf das sonstige
Vorliegen einer allgemeinen existenzbedrohenden Notlage (allgemeine Hungersnot, Seuchen, Naturkatastrophen oder
sonstige diesen Sachverhalten gleichwertige Elementarereignisse) liegen ebenfalls nicht vor, weshalb hieraus aus
diesem Blickwinkel bei Berticksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Hinweis auf das Vorliegen eines
Sachverhaltes gem. Artikel 2, und/oder 3 EMRK abgeleitet werden kann.

Aufgrund der Ausgestaltung des Strafrechts des Herkunftsstaates der BF (die Todesstrafe wurde abgeschafft) scheidet
das Vorliegen einer Gefahr im Sinne des Art. 2 EMRK, oder des Protokolls Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz
der Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe aus.Aufgrund der Ausgestaltung des
Strafrechts des Herkunftsstaates der BF (die Todesstrafe wurde abgeschafft) scheidet das Vorliegen einer Gefahr im
Sinne des Artikel 2, EMRK, oder des Protokolls Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und
Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe aus.

Da sich der Herkunftsstaat der BF nicht im Zustand willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes befindet, kann bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen nicht festgestellt
werden, dass flir die BF als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge
willkiirlicher Gewalt im Rahmen eines solchen internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes besteht.

Auch wenn sich die Lage der Menschenrechte im Herkunftsstaat der BF in manchen Bereichen als problematisch
darstellt, kann nicht festgestellt werden, dass eine nicht sanktionierte standige Praxis grober, offenkundiger,
massenhafter Menschenrechtsverletzungen (iSd VfSlg 13.897/1994, 14.119/1995, vgl. auch Art. 3 des UN-
Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984) herrschen wirde und praktisch, jeder der sich im Hoheitsgebiet des Staates aufhalt schon
alleine aufgrund des Faktums des Aufenthaltes aufgrund der allgemeinen Lage mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit
damit rechnen muss, von einem unter 8 50 FPG subsumierbaren Sachverhalt betroffen zu seinAuch wenn sich die
Lage der Menschenrechte im Herkunftsstaat der BF in manchen Bereichen als problematisch darstellt, kann nicht
festgestellt werden, dass eine nicht sanktionierte standige Praxis grober, offenkundiger, massenhafter
Menschenrechtsverletzungen (iSd VfSlg 13.897 aus 1994, 14.119 aus 1995,, vergleiche auch Artikel 3, des UN-
Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984) herrschen wirde und praktisch, jeder der sich im Hoheitsgebiet des Staates aufhalt schon
alleine aufgrund des Faktums des Aufenthaltes aufgrund der allgemeinen Lage mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit
damit rechnen muss, von einem unter Paragraph 50, FPG subsumierbaren Sachverhalt betroffen zu sein.
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Aus der sonstigen allgemeinen Lage kann ebenfalls bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen ebenfalls
kein Hinweis auf das Bestehen eines unter § 50 FPG subsumierbaren Sachverhalt abgeleitet werdenAus der sonstigen
allgemeinen Lage kann ebenfalls bei Berticksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen ebenfalls kein Hinweis auf das
Bestehen eines unter Paragraph 50, FPG subsumierbaren Sachverhalt abgeleitet werden.

Weitere, in der Person der BF begriindete Rickkehrhindernisse kénnen bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter
Tatsachen ebenfalls nicht festgestellt werden.

Zur individuellen Situation der BF wird weiters festgestellt, dass diese im Herkunftsstaat Uber eine hinreichende
Existenzgrundlage verflgt. Bei der BF handelt es sich um eine mobile, gesunde, arbeitsfahige 18-jahrige Frau. Einerseits
stammt die BF aus einem Staat, auf dessen Territorium die Grundversorgung der Bevdlkerung gewahrleistet ist und
andererseits gehort sie keinem Personenkreis an, von welchem anzunehmen ist, dass er sich in Bezug auf seine
individuelle Versorgungslage schutzbedurftiger darstellt als die Ubrige Bevodlkerung, welche ebenfalls fur ihre
Existenzsicherung aufkommen kann. Ebenso steht es der BF frei, eine Beschaftigung bzw. zumindest
Gelegenheitsarbeiten anzunehmen. Zudem verfligt sie tber familidare Ankntipfungspunkte (zumindest Eltern Bruder,
Tante) im Herkunftsstaat und damit Gber ein soziales Netz, auf das sie gegebenenfalls zurtickgreifen kénnte. Auch eine
entsprechende Wohnméglichkeit steht der BF - wie schon bis zu ihrer Ausreise- bei den Eltern zur Verfligung. Daruber
hinaus hat die BF die finanzielle Situation ihrer Familie in Armenien als "normal" beschrieben. Uberdies kénnen der
Freund der BF und dessen Familie die BF von Osterreich beispielsweise mit Geldiberweisungen finanziell unterstiitzen.

Im Rahmen einer Gesamtbetrachtung ist jedenfalls davon auszugehen, dass die BF im Falle einer Ruckkehr nach
Armenien in der Lage ist, die dringendsten Lebensbedurfnisse zu befriedigen und nicht Uber anfangliche
Schwierigkeiten hinaus in eine dauerhaft aussichtslose Lage gerat.

Im Hinblick auf die Richtlinie 2004/83/EG uber Mindestnormen fur die Anerkennung und den Status von
Drittstaatangehdrigen oder Staatenlosen als Fluchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz
bendtigen, und Uber den Inhalt des zu gewadhrenden Schutzes (Status- bzw- Qualifikationsrichtlinie) wird im
Zusammenhang mit dem Bestehen einer zumutbaren Existenzgrundlage aus der nachstehenden deutschen Judikatur
auszugsweise zitiert, welcher sich das erkennende Gericht vollinhaltlich anschlief3t:

"Nach den Ausfuhrungen des Bundesverwaltungsgerichts, denen der Senat folgt, bietet ein verfolgungssicherer Ort
erwerbsfahigen Personen das wirtschaftliche Existenzminimum grundsatzlich dann, wenn sie dort - was grundsatzlich
zumutbar ist - durch eigene und notfalls auch weniger attraktive und ihrer Vorbildung nicht entsprechende Arbeit oder
durch Zuwendungen von dritter Seite jedenfalls nach Uberwindung von Anfangsschwierigkeiten das zu ihrem
Lebensunterhalt unbedingt Notwendige erlangen kénnen. Zu den regelmaRig zumutbaren Arbeiten gehdren dabei
auch Tatigkeiten, fur die es keine Nachfrage auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt gibt, die nicht Gberkommenen
Berufsbildern entsprechen, etwa weil sie keinerlei besondere Fahigkeiten erfordern, und die nur zeitweise, etwa zur
Deckung eines kurzfristigen Bedarfs ausgetbt werden kdnnen, auch soweit diese Arbeiten im Bereich einer 'Schatten-
oder Nischenwirtschaft' stattfinden. Der Verweis auf eine entwirdigende oder eine kriminelle Arbeit - etwa durch
Beteiligung an Straftaten im Rahmen 'mafidser' Strukturen - ist dagegen nicht zumutbar (BVerwG, Beschluss vom
17.05.2005 - 1 B 100/05 - ). Malgeblich ist grundsatzlich auch nicht, ob der Staat den Fllchtlingen einen durchgehend
legalen Aufenthaltsstatus gewahren wirde, vielmehr ist in tatsachlicher Hinsicht zu fragen, ob das wirtschaftliche
Existenzminimum zur Verfligung steht (vgl. BVerwG, Beschluss vom 31.08.2006 - 1 B 96/06 - a. a. O.; a. A. OVG
Magdeburg, Urteil v. 31.03.2006 - 2 L 40/06 - [35 S., M8244]), d. h. ob mit den erlangten Mitteln auch die notwendigsten
Aufwendungen fir Leben und Gesundheit aufgebracht werden koénnen.""Nach den Ausfihrungen des
Bundesverwaltungsgerichts, denen der Senat folgt, bietet ein verfolgungssicherer Ort erwerbsfahigen Personen das
wirtschaftliche Existenzminimum grundsétzlich dann, wenn sie dort - was grundsatzlich zumutbar ist - durch eigene
und notfalls auch weniger attraktive und ihrer Vorbildung nicht entsprechende Arbeit oder durch Zuwendungen von
dritter Seite jedenfalls nach Uberwindung von Anfangsschwierigkeiten das zu ihrem Lebensunterhalt unbedingt
Notwendige erlangen kdnnen. Zu den regelmaRig zumutbaren Arbeiten gehoéren dabei auch Tatigkeiten, fur die es
keine Nachfrage auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt gibt, die nicht iberkommenen Berufsbildern entsprechen, etwa
weil sie keinerlei besondere Fahigkeiten erfordern, und die nur zeitweise, etwa zur Deckung eines kurzfristigen Bedarfs
ausgelbt werden kdnnen, auch soweit diese Arbeiten im Bereich einer 'Schatten- oder Nischenwirtschaft' stattfinden.
Der Verweis auf eine entwirdigende oder eine kriminelle Arbeit - etwa durch Beteiligung an Straftaten im Rahmen
'mafidser' Strukturen - ist dagegen nicht zumutbar (BVerwG, Beschluss vom 17.05.2005 - 1 B 100/05 - ). Mal3geblich ist
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grundsatzlich auch nicht, ob der Staat den Flichtlingen einen durchgehend legalen Aufenthaltsstatus gewahren wirde,
vielmehr ist in tatsachlicher Hinsicht zu fragen, ob das wirtschaftliche Existenzminimum zur Verflgung steht vergleiche
BVerwG, Beschluss vom 31.08.2006 - 1 B 96/06 - a. a. O.; a. A. OVG Magdeburg, Urteil v. 31.03.2006 - 2 L 40/06 - [35 S.,
M8244]), d. h. ob mit den erlangten Mitteln auch die notwendigsten Aufwendungen fir Leben und Gesundheit
aufgebracht werden kénnen."

Quelle: VGH Ba-Wu: Zum internen Schutz nach der Qualifikationsrichtlinie
Urteil vom 25.10.2006 - A 3 S 46/06

Aufgrund der getroffenen Ausflihrungen ist davon auszugehen, dass die BF verntunftiger Weise nicht damit rechnen
muss, in deren Herkunftsstaat (Abschiebestaat) mit einer tUber die bloRe Mdglichkeit hinausgehenden malgeblichen
Wahrscheinlichkeit von einer aktuellen Gefahr betroffen zu sein, weshalb die Gewahrung von subsidiaren Schutz
ausscheidet.

Ausweisung in den Herkunftsstaat

§8 10 AsylG idFBGBI | 29/2009 lautet:Paragraph 10, AsylG in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 29 aus 2009,
lautet:

"8 10. (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn
1. der Antrag auf internationalen Schutz zurtckgewiesen wird;

2. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezuglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch
der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird;

3. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des
subsidiar Schutzberechtigten kommt oder

4. einem Fremden der Status des subsididr Schutzberechtigten aberkannt wird.
(2) Ausweisungen nach Abs. 1 sind unzulassig, wenn(2) Ausweisungen nach Absatz eins, sind unzuldssig, wenn
1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestutztes Aufenthaltsrecht zukommt oder

2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wiirden. Dabei sind insbesondere zu berucksichtigen2. diese eine
Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellen wiirden. Dabei sind insbesondere zu bertcksichtigen:

a) die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war;
b) das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens;
c) die Schutzwurdigkeit des Privatlebens;

d) der Grad der Integration;

e) die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden;
f) die strafgerichtliche Unbescholtenheit;

g) VerstoBe gegen die offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts;

h) die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren;

i) die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen
Verzogerungen begrindet ist.

(3) Wenn die Durchfuihrung der Ausweisung aus Grunden, die in der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung
von Art. 3 EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchfihrung fir die notwendige Zeit
aufzuschieben.(3) Wenn die Durchfihrung der Ausweisung aus Grinden, die in der Person des Asylwerbers liegen,
eine Verletzung von Artikel 3, EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchfihrung fur die
notwendige Zeit aufzuschieben.


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/10
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2009/29

(4) Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemal Abs. 1 Z 1 verbunden ist, gilt stets auch als Feststellung der
Zulassigkeit der Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat. Besteht eine
durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverziglich auszureisen.(4) Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung
gemall Absatz eins, Ziffer eins, verbunden ist, gilt stets auch als Feststellung der Zulassigkeit der Zurlckweisung,
Zuruckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat. Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der

Fremde unverzuglich auszureisen.

(5) Uber die Zulassigkeit der Ausweisung ist jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemaR §
10 Abs. 2 Z 2 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzuldssigkeit einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer,
wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umstanden beruht, die ihrem Wesen
nach nicht blof3 vorubergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund
des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf Osterreichische Staatsbirger oder Personen, die Uber ein
gemeinschaftsrechtliches oder unbefristetes Niederlassungsrecht (88 45 und 48 oder 88 51 ff NAG) verfigen,
unzulassig ware."(5) Uber die Zulissigkeit der Ausweisung ist jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick darauf,
ob diese gemal} Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2, auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzuldssigkeit einer
Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf
Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloR vortibergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn
die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf dsterreichische Staatsburger
oder Personen, die Uber ein gemeinschaftsrechtliches oder unbefristetes Niederlassungsrecht (Paragraphen 45 und 48
oder Paragraphen 51, ff NAG) verfiigen, unzuldssig ware."

Der gegenstandliche Asylantrag war abzuweisen und es war weder internationaler, noch subsididrer Schutz zu
gewahren. Es liegt daher bei Erlassung dieses Bescheides kein rechtmaBiger Aufenthalt im Bundesgebiet mehr vor.

Im gegenstandlichen Fall kommt der BF kein nicht auf dieses Bundesgesetz gestutztes Aufenthaltsrecht zu.

Bei Ausspruch der Ausweisung kann ein Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens vorliegen (Art.
8 Abs 1 EMRK).Bei Ausspruch der Ausweisung kann ein Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens
vorliegen (Artikel 8, Absatz eins, EMRK).

Zum Prufungsumfang des Begriffes des 'Familienlebens' in Art. 8 EMRK ist nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und
(minderjahrigen) Kindern umfasst, sondern auch zB auch Beziehungen zwischen Geschwistern (EKMR 14.3.1980, B
8986/80, EUGRZ 1982, 311) und zwischen Eltern und erwachsenen Kindern (etwa EKMR 6.10.1981, B 9202/80, EuGRZ
1983, 215). Dies allerdings nur unter der Voraussetzung, dass eine gewisse Beziehungsintensitat vorliegt. Es kann
namlich nicht von vornherein davon ausgegangen werden, dass zwischen Personen, welche miteinander verwandt
sind, immer auch ein ausreichend intensives Familienleben iSd Art. 8 EMRK besteht, vielmehr ist dies von den jeweils
gegebenen Umstanden, von der konkreten Lebenssituation abhdngig. Der Begriff des 'Familienlebens' in Art. 8 EMRK
setzt daher neben der Verwandtschaft auch andere, engere Bindungen voraus; die Beziehungen mussen eine gewisse
Intensitat aufweisen. So ist etwa darauf abzustellen, ob die betreffenden Personen zusammengelebt haben, ein
gemeinsamer Haushalt vorliegt oder ob sie (finanziell) voneinander abhéangig sind (vgl. dazu EKMR 6.10.1981, B
9202/80, EUGRZ 1983, 215; EKMR 19.7.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.2.1979, 7912/77, EuGRZ 1981, 118;
EKMR 14.3.1980, 8986/80, EUGRZ 1982, 311; Frowein - Peukert, Europdische Menschenrechtskonvention, EMRK-
Kommentar, 2. Auflage (1996) Rz 16 zu Art. 8; Baumgartner, Welche Formen des Zusammenlebens schitzt die
Verfassung? O)Z 1998, 761; vgl. auch Rosenmayr, Aufenthaltsverbot, Schubhaft und Abschiebung, ZfV 1988, 1, ebenso
VWGH vom 26.1.2006, 2002/20/0423, vgl. auch VwGH vom 8.6.2006, Z1.2003/01/0600-14, oder VWGH vom 26.1.2006,
Z1.2002/20/0235-9, wo der VWGH im letztgenannten Erkenntnis feststellte, dass das Familienleben zwischen Eltern und
minderjahrigen Kindern nicht automatisch mit Erreichen der Volljahrigkeit beendet wird, wenn das Kind weiter bei den
Eltern lebt).Zum Prufungsumfang des Begriffes des 'Familienlebens' in Artikel 8, EMRK ist nicht nur die Kleinfamilie von
Eltern und (minderjéhrigen) Kindern umfasst, sondern auch zB auch Beziehungen zwischen Geschwistern (EKMR
14.3.1980, B 8986/80, EUGRZ 1982, 311) und zwischen Eltern und erwachsenen Kindern (etwa EKMR 6.10.1981, B
9202/80, EUGRZ 1983, 215). Dies allerdings nur unter der Voraussetzung, dass eine gewisse Beziehungsintensitat
vorliegt. Es kann namlich nicht von vornherein davon ausgegangen werden, dass zwischen Personen, welche
miteinander verwandt sind, immer auch ein ausreichend intensives Familienleben iSd Artikel 8, EMRK besteht,
vielmehr ist dies von den jeweils gegebenen Umstanden, von der konkreten Lebenssituation abhangig. Der Begriff des
'Familienlebens' in Artikel 8, EMRK setzt daher neben der Verwandtschaft auch andere, engere Bindungen voraus; die
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Beziehungen mussen eine gewisse Intensitat aufweisen. So ist etwa darauf abzustellen, ob die betreffenden Personen
zusammengelebt haben, ein gemeinsamer Haushalt vorliegt oder ob sie (finanziell) voneinander abhangig sind
vergleiche dazu EKMR 6.10.1981, B 9202/80, EUGRZ 1983, 215; EKMR 19.7.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR
28.2.1979, 7912/77, EuGRZ 1981, 118; EKMR 14.3.1980, 8986/80, EUGRZ 1982, 311; Frowein - Peukert, Europaische
Menschenrechtskonvention, EMRK- Kommentar, 2. Auflage (1996) Rz 16 zu Artikel 8,; Baumgartner, Welche Formen des
Zusammenlebens schiitzt die Verfassung? O)JZ 1998, 761; vergleiche auch Rosenmayr, Aufenthaltsverbot, Schubhaft
und Abschiebung, ZfV 1988, 1, ebenso VwGH vom 26.1.2006, 2002/20/0423, vergleiche auch VwGH vom 8.6.2006, ZI.
2003/01/0600-14, oder VwGH vom 26.1.2006, ZI2002/20/0235-9, wo der VwGH im letztgenannten Erkenntnis
feststellte, dass das Familienleben zwischen Eltern und minderjahrigen Kindern nicht automatisch mit Erreichen der
Volljahrigkeit beendet wird, wenn das Kind weiter bei den Eltern lebt).

Der Begriff des Familienlebens ist dartuber hinaus nicht auf Familien beschrankt, die sich auf eine Heirat grinden,
sondern schliel3t auch andere de facto Beziehungen ein; malRgebend ist beispielsweise das Zusammenleben eines
Paares, die Dauer der Beziehung, die Demonstration der Verbundenheit durch gemeinsame Kinder oder auf andere
Weise (EGMR Marckx, EGMR 23.04.1997, X ua). Bei dem Begriff "Familienleben im Sinne des Art. 8 EMRK" handelt es
sich nach gefestigter Ansicht der Konventionsorgane um einen autonomen Rechtsbegriff der Konvention.Der Begriff
des Familienlebens ist darGber hinaus nicht auf Familien beschrankt, die sich auf eine Heirat griinden, sondern schlief3t
auch andere de facto Beziehungen ein; mal3gebend ist beispielsweise das Zusammenleben eines Paares, die Dauer der
Beziehung, die Demonstration der Verbundenheit durch gemeinsame Kinder oder auf andere Weise (EGMR Marckx,
EGMR 23.04.1997, rémisch zehn ua). Bei dem Begriff "Familienleben im Sinne des Artikel 8, EMRK" handelt es sich nach

gefestigter Ansicht der Konventionsorgane um einen autonomen Rechtsbegriff der Konvention.

Ist von einer aufenthaltsbeendenden MaBnahme die gesamte Familie betroffen, greift sie lediglich in das Privatleben
der Familienmitglieder und nicht auch in ihr Familienleben ein; auch dann, wenn sich einige Familienmitglieder der
Abschiebung durch Untertauchen entziehen (EGMR in Cruz Varas).

Die BF befinden sich seit ca. 1/2 Jahr als Asylwerberin im Bundesgebiet. Sie lebt mit ihrem Freund, der Gber eine bis
19.4.2012 befristete Niederlassungsbewilligung besitzt im gemeinsamen Haushalt. Die BF ist schwanger, verfugt Gber
keine Deutschkenntnisse und bezieht Grundversorgung. Sie méchte offensichtlich ihr kiinftiges Leben in Osterreich
gestalten und halt sich den genannten Zeitraum im Bundesgebiet auf. Sie reiste unter Umgehung der Grenzkontrolle
und mit Hilfe einer Schlepperorganisation in das Bundesgebiet ein.

Die Ausweisung stellt somit einen Eingriff in das recht auf Familien- und Privatleben dar, wenngleich dieser schon
alleine durch den erst kurzen Aufenthalt und den niedrigen Integrationsgrad, welcher dariber hinaus nur durch die
unbegriindete Stellung eines Asylantrages erreicht werden konnte, in Osterreich relativiert wird.

Gem. Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer 6ffentlichen Behdrde in die Austbung des Rechts auf das Privat- und
Familienleben ist nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MaRnahme darstellt, welche
in einer demokratischen Gesellschaft fur die nationale Sicherheit, die offentliche Ruhe und Ordnung, das
wirtschaftliche Wohl des Landes, der Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen,
zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.Gem.
Artikel 8, Absatz 2, EMRK ist der Eingriff einer 6ffentlichen Behdérde in die Ausibung des Rechts auf das Privat- und
Familienleben ist nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MaRnahme darstellt, welche
in einer demokratischen Gesellschaft fir die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das
wirtschaftliche Wohl des Landes, der Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen,
zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.

Zweifellos handelt es sich sowohl beim Bundesasylamt als auch beim AsylGH um 6ffentliche Behdrden im Sinne des
Art. 8 Abs. 2 EMRK und ist der Eingriff in 8 8 Abs. 2 AsylG gesetzlich vorgesehen.Zweifellos handelt es sich sowohl beim
Bundesasylamt als auch beim AsylGH um o6ffentliche Behdrden im Sinne des Artikel 8, Absatz 2, EMRK und ist der
Eingriff in Paragraph 8, Absatz 2, AsylG gesetzlich vorgesehen.

Es ist in weiterer Folge zu priifen, ob ein Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und/oder Familienlebens der BF
im gegenstandlichen Fall durch den Eingriffsvorbehalt des Art. 8 EMRK gedeckt ist und ein in einer demokratischen
Gesellschaft legitimes Ziel, néamlich die Aufrechterhaltung der offentlichen Ordnung iSv. Art. 8 (2) EMRK, in
verhaltnismaRiger Wiese verfolgt.Es ist in weiterer Folge zu prifen, ob ein Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat-
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und/oder Familienlebens der BF im gegenstandlichen Fall durch den Eingriffsvorbehalt des Artikel 8, EMRK gedeckt ist
und ein in einer demokratischen Gesellschaft legitimes Ziel, namlich die Aufrechterhaltung der &ffentlichen Ordnung
iSv. Artikel 8, (2) EMRK, in verhaltnismaRiger Wiese verfolgt.

Im Einzelnen ergibt sich aus einer Zusammenschau der in 8 10 (2) 2 AsylG genannten Determinanten im Einzelnen
Folgendes:Im Einzelnen ergibt sich aus einer Zusammenschau der in Paragraph 10, (2) 2 AsylG genannten
Determinanten im Einzelnen Folgendes:

e Strichaufzahlung
Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt rechtswidrig war:

Die BF ist seit ca. 1/2 Jahr in Osterreich aufhéltig. Sie reiste unter Umgehung der Grenzkontrolle in das Bundesgebiet
ein und konnte ihren Aufenthalt lediglich durch die Stellung eines unbegrindeten Asylantrages vorubergehend
legalisieren. Hatte die BF diesen unbegrindeten Asylantrag nicht gestellt, ware sie rechtswidrig im Bundesgebiet
aufhaltig.

e Strichaufzahlung
das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens

Die BF verfiigt Giber die beschriebenen familidren Ankniipfungspunkte in Osterreich.

e Strichaufzahlung
die Schutzwurdigkeit des Familienlebens

Familidre Beziehungen zu einer dauernd in Osterreich aufenthaltsberechtigten Person bestehen nicht. Der Freund der
BF verfugt jedenfalls nur Uber eine befristete Aufenthaltsbewilligung. Aulerdem ist die BF die Beziehung zu einem
Zeitpunkt eingegangen, als ihr bewusst sein musste, dass ihr Aufenthalt in Osterreich méglicherweise nicht dauerhaft
ist, zumal auch der Freund nur Uber einen befristeten Aufenthaltstitel verfigt. Dass sie in dieser unsicheren
Aufenthaltssituation auch noch schwanger wird, kann in Anbetracht der Kenntnis des aufenthaltsrechtlichen Status
ebenfalls nicht zu einer hdheren Schutzwiirdigkeit des Familienlebens fihren

e Strichaufzahlung
Grad der Integration

Die BF ist erst einen sehr kurzen Zeitraum in Osterreich aufhiltig, hat hier keine qualifizierten Anknipfungspunkte und
war im Asylverfahren nicht in der Lage, ihren Antrag ohne die Beiziehung eines Dolmetschers zu begriinden. Ebenso
geht aus dem Akteninhalt nicht hervor, dass die BF selbsterhaltungsfahig ware. Sie bezieht vielmehr Grundversorgung.
Die BF hat keine Nachweise fur eine Vereinsmitgliedschaft oder sonstige Integration in das soziale oder 6ffentliche
Leben erbracht. Doch selbst dann, wenn dies der Fall ware, wirden derartige Schritte durch die kurze
Aufenthaltsdauer wieder relativiert.

e Strichaufzahlung
Bindungen zum Herkunftsstaat

Die BF verbrachte den Uberwiegenden Teil ihres Lebens in Armenien und wurde dort sozialisiert und spricht die
dortige Mehrheitssprache auf muttersprachlichem Niveau. Ebenso ist davon auszugehen, dass in Armenien
Bezugspersonen etwa im Sinne eines gewissen Freundesund/oder Bekanntenkreises existieren, da nichts darauf
hindeutet, dass die BF vor der Ausreise im Herkunftsstaat in volliger sozialer Isolation gelebt hatte. Es deutet daher
nichts darauf hin, dass es der BF im Falle einer Rickkehr in den Herkunftsstaat nicht méglich ware, sich in die dortige
Gesellschaft erneut zu integrieren. Aulerdem bestehen die oben beschriebenen familidaren Anknipfungspunkte samt
Wohn- und Unterhaltsmdglichkeit.

e Strichaufzahlung
strafrechtliche Unbescholtenheit

Die BF ist bislang strafrechtlich unbescholten.

e Strichaufzahlung
VerstolRe gegen die ¢ffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-. Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts



Die BF reiste schlepperunterstutzt und unter Umgehung der Grenzkontrolle in das Bundesgebiet ein.

e Strichaufzdhlung
die Frage, ob das Privat- und Familienleben zu einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres
unsicheren Aufenthaltstaates bewusst waren

Der BF musste bei der Antragstellung klar sein, dass der Aufenthalt in Osterreich im Falle der Abweisung des
Asylantrages nur ein Vorubergehender ist. Ebenso indiziert die Einreise unter Umgehung der Grenzkontrolle den
Umstand, dass es der BF in Unmoglichkeit der legalen Einreise und dauerhaften Niederlassung bewusst, war, da davon
auszugehen ist, dass sie in diesem Fall diese weitaus weniger beschwerliche Art der Einreise und Niederlassung
gewahlt hatte.

Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt, die 6ffentliche Ordnung aufrechtzuerhalten,
insb. in AusUbung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht und vorbehaltlich ihrer vertraglichen
Verpflichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die Entscheidungen in diesem Bereich
mussen insoweit, als sie in ein durch Art. 8 (1) EMRK geschutztes Recht eingreifen, in einer demokratischen
Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bedurfnis gerechtfertigt und va. dem verfolgten
legitimen Ziel gegenulber verhaltnismalig sein.Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt,
die offentliche Ordnung aufrechtzuerhalten, insb. in Austibung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht
und vorbehaltlich ihrer vertraglichen Verpflichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die
Entscheidungen in diesem Bereich mussen insoweit, als sie in ein durch Artikel 8, (1) EMRK geschuitztes Recht
eingreifen, in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bedurfnis
gerechtfertigt und va. dem verfolgten legitimen Ziel gegenuber verhaltnismaRig sein.

Nach standiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den Aufenthalt von
Fremden regeln, aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung (Artikel 8 Abs. 2
EMRK) ein hoher Stellenwert zu (VwGH 16.01.2001, ZI.2000/18/0251, uva).Nach standiger Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regeln, aus der Sicht
des Schutzes und der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung (Artikel 8 Absatz 2, EMRK) ein hoher Stellenwert zu
(VWGH 16.01.2001, ZI. 2000/18/0251, uva).

Der VWGH hat festgestellt, dass beharrliches illegales Verbleiben eines Fremden nach rechtskraftigem Abschluss des
Asylverfahrens bzw. ein langer dauernder illegaler Aufenthalt eine gewichtige Gefahrdung der 6ffentlichen Ordnung im
Hinblick auf ein geordnetes Fremdenwesen darstellen wirde, was eine Ausweisung als dringend geboten erscheinen
lasst (VwGH 31.10.2002, ZI. 2002/18/0190).

Ebenso wird durch die wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung und das nur fur die Dauer des
Asylverfahrens erteilte Aufenthaltsrecht, das fremdenpolizeiliche Malinahmen nach (negativer) Beendigung des
Asylverfahrens vorhersehbar erscheinen lasst, die Interessensabwagung anders als in jenen Fallen, in welchen der
Fremde aufgrund eines nach den Bestimmungen des NAG erteilten Aufenthaltstitels aufenthaltsberechtigt war, zu
Lasten des (abgelehnten) Asylsuchenden beeinflusst (vgl. Fe3l/Holzschuster, AsylG 2005, Seite 348).Ebenso wird durch
die wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung und das nur fur die Dauer des Asylverfahrens
erteilte Aufenthaltsrecht, das fremdenpolizeiliche MalRnahmen nach (negativer) Beendigung des Asylverfahrens
vorhersehbar erscheinen lasst, die Interessensabwagung anders als in jenen Fallen, in welchen der Fremde aufgrund
eines nach den Bestimmungen des NAG erteilten Aufenthaltstitels aufenthaltsberechtigt war, zu Lasten des
(abgelehnten) Asylsuchenden beeinflusst vergleiche FeRI/Holzschuster, AsylG 2005, Seite 348).

Es ist nach der Rechtssprechung des Verwaltungsgerichtshofes fiir die Notwendigkeit einer Ausweisung von Relevanz,
ob der Fremde seinen Aufenthalt vom Inland her legalisieren kann. Ist das nicht der Fall, kdnnte sich der Fremde bei
der Abstandnahme von der Ausweisung unter Umgehung der aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen den tatsachlichen
(illegalen) Aufenthalt im Bundesgebiet auf Dauer verschaffen, was dem 6ffentlichen Interesse an der Aufrechterhaltung
eines geordneten Fremdenrechts zuwiderlaufen wirde.

Gem. Art 8 Abs 2 EMRK ist ein Eingriff in das Grundrecht auf Privatund/oder Familienleben zulassig, wenn dies zur
Erreichung der in Abs 2 leg cit genannten Ziele notwendig ist. Die zitierte Vorschrift nennt als solches Ziel u.a. die
Aufrechterhaltung der o&ffentlichen Ordnung, worunter nach der Judikatur des VwWGH auch die geschriebene
Rechtsordnung zu subsumieren ist. Die fir den Aufenthalt von Fremden maRgeblichen Vorschriften finden sich -
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abgesehen von den spezifischen Regelungen des AsylG - seit 1.1.2006 nunmehr im NAG bzw. FPG.Gem. Artikel 8,
Absatz 2, EMRK ist ein Eingriff in das Grundrecht auf Privatund/oder Familienleben zuldssig, wenn dies zur Erreichung
der in Absatz 2, leg cit genannten Ziele notwendig ist. Die zitierte Vorschrift nennt als solches Ziel u.a. die
Aufrechterhaltung der offentlichen Ordnung, worunter nach der Judikatur des VwGH auch die geschriebene
Rechtsordnung zu subsumieren ist. Die fir den Aufenthalt von Fremden maRgeblichen Vorschriften finden sich -
abgesehen von den spezifischen Regelungen des AsylG - seit 1.1.2006 nunmehr im NAG bzw. FPG.

Die geordnete Zuwanderung von Fremden ist fur die Gesellschaft von wesentlicher Bedeutung und diese Wertung des
Gesetzgebers geht auch aus dem Fremdenrechtspaket 2005 klar hervor. Demnach ist es gemal3 den nun geltenden
fremdenrechtlichen Bestimmungen fiir den Beschwerdefuhrer grundsatzlich nicht mehr méglich seinen Aufenthalt
vom Inland her auf Antrag zu legalisieren, da eine Erstantragsstellung fur solche Fremde nur vom Ausland aus mdoglich
ist. Wie aus dem 2. Hauptstiick des NAG ersichtlich ist, sind auch Fremde, die Familienangehérige von in Osterreich
dauernd wohnhaften 6sterreichischen Staatsbirgern sind, davon nicht ausgenommen. Im gegenstandlichen Fall ist bei
Berlcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Sachverhalt ersichtlich, welcher die Annahme rechtfertigen
wulrde, dass dem Beschwerdefihrer gem. 8 21 (2) und (3) NAG die Legalisierung seines Aufenthaltes vom Inland aus
offen steht, sodass ihn mit rechtskraftigen Abschluss des Asylverfahrens eine unbedingte Ausreiseverpflichtung trifft,
zu deren Durchsetzung es einer Ausweisung des Fremden bedarf.Die geordnete Zuwanderung von Fremden ist fur die
Gesellschaft von wesentlicher Bedeutung und diese Wertung des Gesetzgebers geht auch aus dem
Fremdenrechtspaket 2005 klar hervor. Demnach ist es gemal3 den nun geltenden fremdenrechtlichen Bestimmungen
fur den Beschwerdefihrer grundsatzlich nicht mehr moglich seinen Aufenthalt vom Inland her auf Antrag zu
legalisieren, da eine Erstantragsstellung fur solche Fremde nur vom Ausland aus méglich ist. Wie aus dem 2.
Hauptstiick des NAG ersichtlich ist, sind auch Fremde, die Familienangehérige von in Osterreich dauernd wohnhaften
Osterreichischen Staatsbirgern sind, davon nicht ausgenommen. Im gegenstandlichen Fall ist bei Berucksichtigung
samtlicher bekannter Tatsachen kein Sachverhalt ersichtlich, welcher die Annahme rechtfertigen wirde, dass dem
Beschwerdefihrer gem. Paragraph 21, (2) und (3) NAG die Legalisierung seines Aufenthaltes vom Inland aus offen
steht, sodass ihn mit rechtskraftigen Abschluss des Asylverfahrens eine unbedingte Ausreiseverpflichtung trifft, zu

deren Durchsetzung es einer Ausweisung des Fremden bedarf.

Bei rechtskraftigem Abschluss des Asylverfahrens ist die BF somit nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhaltig. Es
bleibt ihr aber trotz Ausweisung unbenommen -wie anderen Fremden auch - danach vom Ausland aus einen
Aufenthaltstitel zu beantragen und bei Erfillung der gesetzlichen Voraussetzungen so auf legale Art und Weise

einzureisen bzw. hier zu leben.

Der Ausspruch einer Ausweisung bedeutet mit deren Durchsetzbarkeit fiir den Fremden die Verpflichtung Osterreich
unverziglich zu verlassen. Nur im Falle der Verhdngung einer Ausweisung kann die Sicherheitsbehérde diese, im
Interesse eines geordneten Fremdenwesens notwendige, Ausreiseverpflichtung erforderlichenfalls -dh. mangels
Freiwilligkeit des Fremden- auch durch eine behoérdliche Malinahme durchsetzen.

Zur Gewichtung der offentlichen Interessen sei erganzend das Erkenntnis des VfGH 17. 3. 2005, G 78/04 ua erwahnt, in
dem dieser erkennt, dass auch das Gewicht der 6ffentlichen Interessen im Verhaltnis zu den Interessen des Fremden
bei der Ausweisung von Fremden, die sich etwa jahrelang legal in Osterreich aufgehalten haben, und Asylwerbern, die
an sich uber keinen Aufenthaltstitel verfligen und denen bloRR wahrend des Verfahrens Abschiebeschutz zukommt,
unterschiedlich zu beurteilen sind.

Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt, die 6ffentliche Ordnung aufrechtzuerhalten,
insb. in Austbung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht und vorbehaltlich ihrer vertraglichen
Verpflichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die Entscheidungen in diesem Bereich
mussen insoweit, als sie in ein durch Art. 8 (1) EMRK geschitztes Recht eingreifen, in einer demokratischen
Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bedurfnis gerechtfertigt und va. dem verfolgten
legitimen Ziel gegenlber verhaltnismalig sein.Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt,
die 6ffentliche Ordnung aufrechtzuerhalten, insb. in Austbung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht
und vorbehaltlich ihrer vertraglichen Verpflichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die
Entscheidungen in diesem Bereich mussen insoweit, als sie in ein durch Artikel 8, (1) EMRK geschuitztes Recht
eingreifen, in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bedurfnis
gerechtfertigt und va. dem verfolgten legitimen Ziel gegenliber verhaltnismaRig sein.



Der Rechtssprechung des EGMR folgend (vgl. aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00)
garantiert die Konvention Ausldndern kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem bestimmten Staat. Unter
gewissen Umstanden kénnen von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts (z. B.
eine Ausweisungsentscheidung) aber auch in das nach Artikel 8 EMRK geschitzte Privatleben eines Fremden
eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein Fremder den gréRten Teil seines Lebens in einem Gastland zugebracht
(wie im Fall SISOJEVA u.a. gg. Lettland) oder besonders ausgepragte soziale oder wirtschaftliche Bindungen im
Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat deutlich Ubersteigen (vgl. dazu
BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr. 34374/97; ebenso die Rsp. des Verfassungsgerichtshofes; vgl. dazu VfSlg
10.737/1985; VfSlg 13.660/1993).Der Rechtssprechung des EGMR folgend vergleiche aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland,
16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00) garantiert die Konvention Auslandern kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem
bestimmten Staat. Unter gewissen Umstanden kénnen von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet
des Aufenthaltsrechts (z. B. eine Ausweisungsentscheidung) aber auch in das nach Artikel 8 EMRK geschutzte
Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein Fremder den grofRten Teil seines Lebens in
einem Gastland zugebracht (wie im Fall SISOJEVA u.a. gg. Lettland) oder besonders ausgepragte soziale oder
wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat
deutlich Ubersteigen vergleiche dazu BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr. 34374/97; ebenso die Rsp. des
Verfassungsgerichtshofes; vergleiche dazu VfSlg 10.737 aus 1985,; VfSlg 13.660 aus 1993,).

Im Lichte der Rechtsprechung des EGMR zur Ausweisungs- und Abschiebungspraxis der Vertragsstaaten durfte es fur
den Schutzbereich des Anspruches auf Achtung des Privatlebens nach Artikel 8 EMRK hingegen nicht ausschlaggebend
sein, ob der Aufenthalt des Auslanders - im Sinne einer Art "Handreichung des Staates" - zumindest vorubergehend
rechtmaRig war (vgl. Ghiban gg. Deutschland, 16.09.2004, 11103/03; Dragan gg. Deutschland, 07.10.2004, Bsw. Nr.
33743/03; SISOJEVA (aa0.)) bzw. inwieweit die Behorden durch ihr Verhalten dazu beigetragen haben, dass der
Aufenthalt des Betreffenden bislang nicht beendet wurde. Der EGMR hat diese Frage zwar noch nicht abschlieBend
entschieden, jedoch in Fallkonstellationen das Recht auf Privatleben erdrtert, in denen ein legaler Aufenthalt der
Beschwerdefihrer nicht vorlag. Hat er in der Rechtssache GHIBAN (aa0.) zu einem rumanischen Staatsangehdrigen,
der wegen Staatenlosigkeit nicht abgeschoben werden konnte, die Frage letztlich noch offen gelassen ("Selbst wenn
man davon ausgeht, dass der Aufenthalt des Bf. unter diesen Umstanden eine ausreichende Grundlage fur die
Annahme eines Privatlebens war..."), so nahm er in der bereits mehrfach zitierten Rechtssache Sisojeva (aa0.) einen
Eingriff in das Privatleben an, obwohl die Beschwerdefiihrer in Lettland keinen rechtmaRigen Aufenthalt hatten.Im
Lichte der Rechtsprechung des EGMR zur Ausweisungs- und Abschiebungspraxis der Vertragsstaaten durfte es fur den
Schutzbereich des Anspruches auf Achtung des Privatlebens nach Artikel 8 EMRK hingegen nicht ausschlaggebend
sein, ob der Aufenthalt des Auslanders - im Sinne einer Art "Handreichung des Staates" - zumindest vorubergehend
rechtmaRig war vergleiche Ghiban gg. Deutschland, 16.09.2004, 11103/03; Dragan gg. Deutschland, 07.10.2004, Bsw.
Nr. 33743/03; SISOJEVA (aa0.)) bzw. inwieweit die Behoérden durch ihr Verhalten dazu beigetragen haben, dass der
Aufenthalt des Betreffenden bislang nicht beendet wurde. Der EGMR hat diese Frage zwar noch nicht abschlieBend
entschieden, jedoch in Fallkonstellationen das Recht auf Privatleben erortert, in denen ein legaler Aufenthalt der
Beschwerdefihrer nicht vorlag. Hat er in der Rechtssache GHIBAN (aa0.) zu einem rumanischen Staatsangehorigen,
der wegen Staatenlosigkeit nicht abgeschoben werden konnte, die Frage letztlich noch offen gelassen ("Selbst wenn
man davon ausgeht, dass der Aufenthalt des Bf. unter diesen Umstanden eine ausreichende Grundlage fur die
Annahme eines Privatlebens war..."), so nahm er in der bereits mehrfach zitierten Rechtssache Sisojeva (aa0.) einen
Eingriff in das Privatleben an, obwohl die Beschwerdefiihrer in Lettland keinen rechtmaRigen Aufenthalt hatten.

Wenn man - wie die aktuelle Judikaturentwicklung des EGMR auch erkennen ladsst - dem Aufenthaltsstatus des
Fremden fir die Beurteilung des Vorliegens eines Eingriffes in das durch Artikel 8 EMRK geschitzte Privatleben keine
Relevanz beimisst, so wird die Frage der RechtmaRigkeit des Aufenthalts jedenfalls im Rahmen der Schrankenprifung
nach Artikel 8 Absatz 2 EMRK Berucksichtigung zu finden haben.

In seinem Erkenntnis Rodrigues da Silva and Hookkamer v. the Netherlands vom 31. Janner 2006, Zahl 50435/99 fihrte
der EGMR unter Verweis auf seine Vorjudikatur aus, dass es ua. eine wichtige Uberlegung darstellt, ob das
Familienleben zu einem Zeitpunkt entstand, an dem sich die betreffenden Personen bewusst waren, dass der
Aufenthaltsstatus eines Familienmitgliedes derart war, dass der Fortbestand des Familienlebens im Gastland von
vornherein unsicher war. Er stellte auch fest, dass die Ausweisung eines auslandischen Familienmitgliedes in solchen



Fallen nur unter ganz speziellen Umstanden eine Verletzung von Art. 8 EMRK bewirkt.In seinem Erkenntnis Rodrigues
da Silva and Hookkamer v. the Netherlands vom 31. Janner 2006, Zahl 50435/99 flhrte der EGMR unter Verweis auf
seine Vorjudikatur aus, dass es ua. eine wichtige Uberlegung darstellt, ob das Familienleben zu einem Zeitpunkt
entstand, an dem sich die betreffenden Personen bewusst waren, dass der Aufenthaltsstatus eines Familienmitgliedes
derart war, dass der Fortbestand des Familienlebens im Gastland von vornherein unsicher war. Er stellte auch fest,
dass die Ausweisung eines auslandischen Familienmitgliedes in solchen Fallen nur unter ganz speziellen Umstanden
eine Verletzung von Artikel 8, EMRK bewirkt.

Der GH fihrte weiters - wiederum auf seine Vorjudikatur verweisend - aus, dass Personen, welche die Behdrden eines
Vertragsstaates ohne die geltenden Rechtsvorschriften zu erflllen, als fait accompli mit ihrem Aufenthalt
konfrontieren, grundsatzlich keinerlei Berechtigung haben, mit der Ausstellung eines Aufenthaltstitels zu rechnen. Im
geschilderten Fall wurde letztlich dennoch eine Entscheidung zu Gunsten der BF getroffen, weil es BF 1 grundsatzlich
moglich gewesen ware, ihren Aufenthalt vom Inland aus zu legalisieren, weil sie mit dem Vater von BF 2, einem
Staatsbulrger der Niederlande vom Juni 1994 bis Janner 1997 eine dauerhafte Beziehung flhrte. Es war daher der Fall
BF 1 trotz ihres vorwerfbaren sorglosen Umganges mit den niederldndischen Einreisebestimmungen von jenen Fallen
zu unterscheiden, in denen der EGMR befand, dass die betroffenen Personen zu keinem Zeitpunkt verninftiger Weise
erwarten konnten, ihr Familienleben im Gastland weiterzufiihren. Ebenso wurde in diesem Fall der Umstand des
besonderen Verhaltnisses zwischen dem Kleinkind und der Mutter besonders gewdurdigt.

Weiters wird hier auf das Urteil des EGMR vom 8. April 2008, NNYANZI gegen das Vereinigte Konigreich, Nr. 21878/06
verwiesen, wo dieser folgende Kernaussagen traf:

Im gegenstandlichen Fall erachtete es der EGMR nicht erforderlich, sich mit der von der BF vorgetragenen Frage
auseinanderzusetzen, ob durch das Studium der BeschwerdefUhrerin im UK, ihr Engagement in der Kirche sowie ihre
Beziehung unbekannter Dauer zu einem Mann wahrend ihres fast 10-jahrigen Aufenthalts ein Privatleben iS von Art. 8
EMRK entstanden ist.Im gegenstandlichen Fall erachtete es der EGMR nicht erforderlich, sich mit der von der BF
vorgetragenen Frage auseinanderzusetzen, ob durch das Studium der Beschwerdefiihrerin im UK, ihr Engagement in
der Kirche sowie ihre Beziehung unbekannter Dauer zu einem Mann wahrend ihres fast 10-jahrigen Aufenthalts ein
Privatleben iS von Artikel 8, EMRK entstanden ist.

Dies wird damit begriindet, dass im vorliegenden Fall auch das Bestehen eines Privatlebens ohne Bedeutung fiir die
Zulassigkeit der Abschiebung ware, da einerseits die beabsichtigte Abschiebung im Einklang mit dem Gesetz steht und
das legitime Ziel der Aufrechterhaltung und Durchsetzung einer kontrollierten Zuwanderung verfolgt; und andererseits
jegliches zwischenzeitlich etablierte Privatleben im Rahmen einer Interessenabwagung gegen das legitime &ffentliche
Interesse an einer effektiven Einwanderungskontrolle nicht dazu fuhren konnte, dass ihre Abschiebung als
unverhaltnismaliger Eingriff zu werten ware.

Die zusténdige Kammer merkt dazu an, dass es sich hier im Gegensatz zum Fall UNER gg. Niederlande (EGMR Urteil
vom 05.07.2005, Nr. 46410/99) bei der Beschwerdefihrerin um keinen niedergelassenen Zuwanderer handelt,
sondern ihr niemals ein Aufenthaltsrecht erteilt wurde und ihr Aufenthalt im UK daher wahrend der gesamten Dauer
ihres Asylverfahrens und ihrer humanitaren Antrége unsicher war.

Ihre Abschiebung in Folge der Abweisung dieser Antrage wird auch durch eine behauptete Verzdgerung der Behdrden
bei der Entscheidung Uber diese Antrage nicht unverhaltnismagig.

Die Feststellung, wonach die BF strafrechtlich unbescholten sei, stellt laut Judikatur weder eine Starkung der
persoénlichen Interessen noch eine Schwachung der 6ffentlichen Interessen dar (VWGH 21.1.1999, Zahl 98/18/0420).
Der VwWGH geht wohl davon aus, dass es von einem Fremden, welcher sich im Bundesgebiet aufhalt als
selbstverstandlich anzunehmen ist, dass er die geltenden Rechtsvorschriften einhalt.

Letztlich ist festzustellen, dass sich insbesondere aus der Art und bezogen auf das Lebensalter der BF sehr kurzen
Dauer des bisherigen Aufenthaltes, welcher nur durch die illegale Einreise geschaffen und durch die schon von Anfang
an unbegrindete Stellung eines Asylantrages vorlUbergehend legalisiert werden konnte, aus der Frage der
Beantwortung des Familienlebens, der fehlenden Schutzwirdigkeit des Privatlebens, den festgestellten Grad der
Integration, der festgestellten nach wie vor noch als gegeben anzunehmenden Bindungen an den Herkunftsstaat, der
VerstoRe gegen die offentliche Ordnung, des Umstandes, dass das Privat- und Familienleben zu einem Zeitpunkt
entstand, als sich die BF ihres ungewissen Aufenthaltsstatus bewusst war, im Rahmen einer Gesamtschau nicht
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festgestellt werden kann, dass eine Gegenuberstellung der von der BF im Herkunftsstaat vorzufindenden Verhaltnisse
mit jenen in Osterreich im Rahmen einer Interessensabwégung zu einem Uberwiegen der privaten Interessen der BF
am Verbleib in Osterreich gegeniiber den offentlichen Interessen an einem Verlassen des Bundesgebietes fiihren

wdirde.

Kénnte sich ein Fremder nunmehr in einer solchen Situation erfolgreich auf sein Privat- und Familienleben berufen,
wlrde dies dartber hinaus dazu fihren, dass Fremde, welche die unbegrindete bzw. rechtsmissbrauchliche
Asylantragstellung allenfalls in Verbindung mit einer illegalen Einreise in das 6sterreichische Bundesgebiet in Kenntnis
der Unbegrundetheit bzw. Rechtsmissbrauchlichkeit des Antrag unterlassen, letztlich schlechter gestellt waren, als
Fremde, welche genau zu diesen Mitteln greifen, um sich ohne jeden sonstigen Rechtsgrund den Aufenthalt in
Osterreich zu legalisieren, was in letzter Konsequenz zu einer verfassungswidrigen unsachlichen Differenzierung der
Fremden untereinander fuhren wirde (vgl. hierzu auch das Estoppel-Prinzip).Kénnte sich ein Fremder nunmehr in
einer solchen Situation erfolgreich auf sein Privat- und Familienleben berufen, wirde dies dartiber hinaus dazu fuhren,
dass Fremde, welche die unbegrindete bzw. rechtsmissbrauchliche Asylantragstellung allenfalls in Verbindung mit
einer illegalen Einreise in das Osterreichische Bundesgebiet in Kenntnis der Unbegrindetheit bzw.
Rechtsmissbrauchlichkeit des Antrag unterlassen, letztlich schlechter gestellt waren, als Fremde, welche genau zu
diesen Mitteln greifen, um sich ohne jeden sonstigen Rechtsgrund den Aufenthalt in Osterreich zu legalisieren, was in
letzter Konsequenz zu einer verfassungswidrigen unsachlichen Differenzierung der Fremden untereinander fuhren
wurde vergleiche hierzu auch das Estoppel-Prinzip).

Die VerhaltnismaRigkeit der MalBnahme der Verhdngung der Ausweisung ergibt sich aus dem Umstand, dass es sich
hierbei um das gelindeste fremdenpolizeiliche Mittel (etwa im Vergleich zu den in 88 60 ff FPG 2005 idgF) handelt,
welches zur Erreichung des angestrebten Zwecks geeignet erscheint.Die VerhaltnismaRigkeit der Malinahme der
Verhdngung der Ausweisung ergibt sich aus dem Umstand, dass es sich hierbei um das gelindeste fremdenpolizeiliche
Mittel (etwa im Vergleich zu den in Paragraphen 60, ff FPG 2005 idgF) handelt, welches zur Erreichung des
angestrebten Zwecks geeignet erscheint.

Aus den o.a. Erwagungen geht somit hervor, dass der Eingriff in die durch Art. 8 (1) EMRK geschtitzten Rechte des
Beschwerdefiihrers zuldssig ist, weil im Rahmen einer Interessensabwagung gem. Abs. 2 leg. cit. festzustellen ist, dass
das das offentliche Interesse an der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung im Sinne eines geordneten Vollzugs
des Fremdenwesens, ebenso wie die wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung deutlich die
Interessen der BF an einem Verbleib im Bundesgebiet (iberwiegen und dieser Eingriff zur Erreichung der genannten
Ziele notwendig und darlber hinaus verhaltnismaRig ist.Aus den o.a. Erwagungen geht somit hervor, dass der Eingriff
in die durch Artikel 8, (1) EMRK geschitzten Rechte des Beschwerdeflhrers zuldssig ist, weil im Rahmen einer
Interessensabwdgung gem. Absatz 2, leg. cit. festzustellen ist, dass das das oOffentliche Interesse an der
Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung im Sinne eines geordneten Vollzugs des Fremdenwesens, ebenso wie die
wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung deutlich die Interessen der BF an einem Verbleib im
Bundesgebiet Uberwiegen und dieser Eingriff zur Erreichung der genannten Ziele notwendig und dartber hinaus
verhaltnismagig ist.

Gegenstandliche Ausweisung ist von der sachlich und 6rtlich zustandigen Fremdenbehdrde zu vollziehen.

GemaR § 41 Abs. 7 AsylG hat der Asylgerichtshof§& 67d AVG mit der MaRgabe anzuwenden, dass eine mundliche
Verhandlung unterbleiben kann, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart
erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen
entspricht. Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zur auRRer Kraft getretenen Regelung des Art. Il Abs. 2 lit.
D Z 43a EGVG war der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Berufung nicht als geklart anzusehen,
wenn die erstinstanzliche Beweiswirdigung in der Berufung substantiiert bekdmpft wird oder der Berufungsbehoérde
erganzungsbedurftig oder in entscheidenden Punkten nicht richtig erscheint, wenn rechtlich relevante Neuerungen
vorgetragen werden oder wenn die Berufungsbehdrde ihre Entscheidung auf zusatzliche Ermittlungsergebnisse
stitzen will (VWGH 02.03.2006, 2003/20/0317 mit Hinweisen auf VwGH 23.01.2003,2002/20/0533; 12.06.2003,
2002/20/0336). Gemald dieser Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes konnte im vorliegenden Fall die
Durchfuihrung einer mindlichen Verhandlung beim Asylgerichtshof unterbleiben, da der maRgebliche Sachverhalt aus
der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart war. Was das Vorbringen in der Beschwerde betrifft, so findet
sich in dieser kein neues bzw. kein ausreichend konkretes Tatsachenvorbringen hinsichtlich allfalliger sonstiger
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Fluchtgrinde. Auch tritt die BF in der Beschwerde den seitens der Behorde erster Instanz getatigten Ausfihrungen
nicht in ausreichend konkreter Weise entgegen.Gemald Paragraph 41, Absatz 7, AsylG hat der Asylgerichtshof
Paragraph 67 d, AVG mit der Maligabe anzuwenden, dass eine mundliche Verhandlung unterbleiben kann, wenn der
Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen
Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Nach der Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes zur auBer Kraft getretenen Regelung des Artikel romisch zwei, Absatz 2, lit. D Ziffer 43 a,
EGVG war der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Berufung nicht als geklart anzusehen, wenn die
erstinstanzliche Beweiswurdigung in der Berufung substantiiert bekampft wird oder der Berufungsbehorde
erganzungsbedurftig oder in entscheidenden Punkten nicht richtig erscheint, wenn rechtlich relevante Neuerungen
vorgetragen werden oder wenn die Berufungsbehdrde ihre Entscheidung auf zusatzliche Ermittlungsergebnisse
stitzen will (VwGH 02.03.2006, 2003/20/0317 mit Hinweisen auf VwGH 23.01.2003,2002/20/0533; 12.06.2003,
2002/20/0336). Gemald dieser Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes konnte im vorliegenden Fall die
Durchfuhrung einer mindlichen Verhandlung beim Asylgerichtshof unterbleiben, da der maf3gebliche Sachverhalt aus
der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart war. Was das Vorbringen in der Beschwerde betrifft, so findet
sich in dieser kein neues bzw. kein ausreichend konkretes Tatsachenvorbringen hinsichtlich allfélliger sonstiger
Fluchtgrinde. Auch tritt die BF in der Beschwerde den seitens der Behorde erster Instanz getatigten Ausflihrungen

nicht in ausreichend konkreter Weise entgegen.

Aufgrund der oa. Ausfihrungen ist dem Bundesasylamt ist letztlich im Rahmen einer Gesamtschau jedenfalls
beizupflichten, dass kein Sachverhalt hervorkam, welcher bei Berucksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen den
Schluss zulieBe, dass die BF im Falle einer Rickkehr nach Armenien dort mit der erforderlichen mal3geblichen
Wahrscheinlichkeit einer Gefahr im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK ausgesetzt wére, bzw. eine Uberstellung in den
Herkunftsstaat einen unzuldssigen Eingriff in das durch Art. 8 EMRK gewahrleistete Recht auf das Privat- und/oder
Familienleben darstellt, weshalb die Beschwerde in allen Punkten abzuweisen war.Aufgrund der oa. Ausfiihrungen ist
dem Bundesasylamt ist letztlich im Rahmen einer Gesamtschau jedenfalls beizupflichten, dass kein Sachverhalt
hervorkam, welcher bei Bertcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen den Schluss zuliel3e, dass die BF im Falle
einer Rickkehr nach Armenien dort mit der erforderlichen mafgeblichen Wahrscheinlichkeit einer Gefahr im Sinne des
Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK ausgesetzt ware, bzw. eine Uberstellung in den Herkunftsstaat einen unzuldssigen
Eingriff in das durch Artikel 8, EMRK gewahrleistete Recht auf das Privat- und/oder Familienleben darstellt, weshalb die
Beschwerde in allen Punkten abzuweisen war.
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